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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigt die Niederschrift über die 10. Sitzung. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Die Tiefengeothermie als wichtige und erneuerbare Säule der Energiewende in Niedersachsen 

verankern! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/880 

direkt überwiesen am 15.03.2023 

federführend: AfUEuK; 

mitberatend: AfWVBuD; 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF 

zuletzt behandelt: 9. Sitzung am 24.04.2023 (Unterrichtung durch die Landesregierung) 

 

Der Ausschuss beschließt, dass die für den Ausschuss für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digi-

talisierung anwesenden Abgeordneten an der Behandlung des Tagesordnungspunktes 1 gemäß 

§ 94 Abs. 2 GO LT mit beratender Stimme an der Anhörung teilnehmen können. 

 

Anhörung 

Deutsche ErdWärme GmbH 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 1 

Per Videokonferenztechnik zugeschaltet: 

Dr. Herbert Pohl, Geschäftsführer 

Dr. Herbert Pohl: Ich möchte auf einige aus unserer Sicht wichtige Aspekte eingehen. 

Erstens. In den Diskussionen kommt häufig die Frage zu kurz, welche Bedingungen erfüllt sein 

müssen, um die Geothermie skalierbar zu machen. Die Geothermie ist heute eine Randerschei-

nung und ein Thema, das, abgesehen von ganz wenigen Ausnahmen, in der Energie- einschließ-

lich der Wärmeversorgung noch keine große Rolle spielt. Wir müssen die Geothermie im Zusam-

menhang mit der Wärmewende diskutieren. Zwar ist grundsätzlich auch eine geothermische 

Stromerzeugung denkbar, aber diese Technologie ist in vielen Bereichen nicht in dem Umfang 

der Wärmenutzung einsetzbar. 

Wenn man der Helmholtz-Gesellschaft glaubt, der zufolge sich rund 25 % des Wärmebedarfs 

hierzulande mit Geothermie decken ließen, wird klar, dass wir es mit einer Skalierungsthematik 

zu tun haben. 

Im Bereich der Wärme ist die Skalierung immer noch schwierig. Ein Geothermiekraftwerk, wie 

es in Niedersachsen denkbar wäre und wie wir es in anderen Bundesländern sehen, müsste eine 

Leistungsfähigkeit von etwa 15 bis 20 MW aufweisen. Diese Größe liegt aber in der Regel deut-

lich über dem Nachfragepotenzial in bestehenden Wärmenetzen. Insofern gibt es ein klassisches 

Henne-Ei-Problem: Es gibt einerseits eine Geothermieentwicklung, die für eine ökonomisch 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/00501-01000/19-00880.pdf
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sinnvolle Realisierung eine Wärmeabnahme voraussetzt. Andererseits möchte der Wärmenetz-

betreiber, dass die Wärmeerzeugungsanlage steht bzw. gesichert betrieben werden kann, und 

dann kümmert er sich um den Ausbau des Wärmenetzes. 

Dieses Henne-Ei-Problem lässt sich in der Übergangsphase nur regulatorisch lösen, und zwar 

dadurch, dass - ich schränke das bewusst zeitlich ein - für eine Übergangszeit eine Absicherung 

in Form einer Mindestwärmeabnahme, verbunden mit einem Mindestwärmepreis, geschaffen 

wird. An dieser Stelle wäre ich aus regulatorischer und politischer Sicht durchaus aggressiv und 

würde nicht sehr viel versprechen. Sobald die tatsächlichen Abnahmen und Preise über dem 

liegen, was politisch als Mindestwert formuliert worden ist, sollte diese Unterstützung natürlich 

entfallen. Sie sollte also auch zeitlich befristet sein. Sie ist aber aus unserer Sicht eine ganz we-

sentliche Voraussetzung, um die Geothermie insbesondere für den Wärmesektor skalierbar zu 

machen. 

Zweitens wird immer wieder über Genehmigungsverfahren gesprochen. Sicherlich ist es richtig, 

dass man auch einzelne Bereiche der Genehmigungsverfahren optimieren kann. Die Hauptpro-

blematik liegt nach meinem Eindruck aber eher in der Praxis und weniger in den rechtlichen 

Rahmenbedingungen. 

Wollte man im Bereich der rechtlichen Rahmenbedingungen vereinfachen, dann müsste man 

überlegen, welche Prüfungsmaßstäbe reduziert werden könnten. Aus unserer Sicht ist aber das, 

was in den Verfahren geprüft und nachvollzogen wird, durchaus sinnvoll. 

In der Praxis haben wir es heute aber mit Bergämtern zu tun, die - auch wenn sie Bundesrecht 

(das Bundesberggesetz) anwenden und auslegen - das Recht sehr unterschiedlich interpretieren 

und anwenden. De facto weichen die Genehmigungsverfahren von Bundesland zu Bundesland 

ab. Das ist nicht optimal. 

Außerdem liegt nur ein Teil der Genehmigungsverfahren bei den Bergämtern, die im Laufe der 

Zeit natürlich entsprechende Kompetenzen aufbauen. In Niedersachsen sind Sie in der glückli-

chen Situation, über ein sehr, sehr erfahrendes Bergamt zu verfügen, das diese Fragestellungen 

mit den Erfahrungen mit der Öl- und Gasindustrie sehr gut beurteilen kann. Aber für manche 

Fragen sind örtliche Behörden zuständig, die sich z. B. mit Wasser- und Naturschutz befassen. 

Für diese Behörden sind die technischen Probleme der Geothermie oft brandneu. Dort liegen 

aus meiner Sicht viel stärker die praktischen Probleme in Genehmigungsverfahren; denn wir ha-

ben permanent mit neuen örtlichen Zuständigkeiten zu tun, und fast jede Behörde muss eine 

Lernkurve durchlaufen, bis ein neues Geothermieprojekt in sinnvoller Weise genehmigt ist. 

Es gibt noch eine Reihe weiterer Beispiele zu dieser Thematik. Meine Kernaussage: Was den 

Genehmigungsprozess angeht, muss man sehr genau in den Maschinenraum schauen und fra-

gen, wo es wirklich hapert. 

Drittens möchte ich die Industrie ansprechen. Dieses Thema hat gerade in Niedersachsen Rele-

vanz. Niedersachsen - und dort insbesondere Celle - war das Zentrum der deutschen Öl- und 

Gasindustrie. Mit dem Rückgang der Öl- und Gasförderung in den letzten Jahrzehnten haben 

viele Serviceunternehmen, die im Bohrbetrieb zwingend erforderlich sind, darauf reagiert, in-

dem sie aus Deutschland abgewandert sind bzw. ihre Präsenz insbesondere in Celle stark redu-
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ziert haben. Wir erleben bei Projekten in Deutschland immer wieder, dass Bohrserviceunterneh-

men ihre Arbeitskräfte aus Aberdeen, Rumänien oder den Niederlanden heraus mobilisieren, 

weil der Standort Deutschland für Bohrunternehmen weniger attraktiv geworden ist. Das hat für 

hiesige Projekte zum einen Kostenimplikationen - die Vorhaben werden teurer -, zum anderen 

aber auch Kapazitätsimplikationen. 

Für das Zweite möchte ich ein Beispiel nennen: Wir haben in den zurückliegenden Monaten ein 

Projekt in Graben-Neudorf - nördlich von Karlsruhe - entwickelt. Parallel lief ein Geothermiepro-

jekt der Stadtwerke Hamburg mit Bohrungen. Es gab aber nur eine begrenzte Anzahl von Lkw, 

die das Bohrklein von den Bohrplätzen abfahren konnten. Wir haben uns mit den Hamburgern 

schon fast gezankt, wer die Lkw nutzen darf. Und ich rede von bundesweit nur zwei Projekten! 

Wenn Geothermie hochskaliert werden soll, dann reden wir über Dutzende von Projekten, die 

jedes Jahr laufen müssten. Das heißt, die gesamte Industrie muss dramatisch hochskaliert wer-

den. 

Dafür ist es sehr wichtig, dass ein Land ein Signal setzt: Wir wollen ganz bewusst in den nächsten 

Jahren Geothermie zu einem wesentlichen Bestandteil unserer Energiepolitik machen. Wir set-

zen auf diese Industrie. - Ganz nach dem Motto: Liebe Unternehmen, liebe Investoren, kommt 

bitte hierher, weil es hier ein erhebliches Geschäftspotenzial gibt! 

Derzeit sehe ich eher einen Abfluss von Kompetenzen aus Deutschland. Diese Kompetenzen 

müssen aus meiner Sicht dringend wieder aufgebaut werden. Dafür bedarf es gewisser Signale 

aus der Politik, damit deutlich wird, dass es sich um ein wichtiges Thema handelt, um das sie 

sich kümmert und das sie mit hoher Priorität verfolgt. Es sollten also in den nächsten Jahren 

nicht nur ein oder zwei kleine „Hobbyprojekte“ verfolgt, sondern Geothermie soll im großen 

Maßstab nach vorne gebracht werden. 

Insofern gibt es also auch eine industriepolitische Komponente. Gerade für Niedersachsen und 

vor dem Hintergrund der Geschichte des Standorts Celle ist das ein wichtiges Thema. 

Viertens möchte ich kurz zur Risikoabsicherung ausführen, also zu Fündigkeitsversicherungen 

und Ähnlichem. Wie Sie wissen, vertrete ich ein privatwirtschaftliches Unternehmen. Aus unse-

rer Sicht darf eine Risikoabsicherung weder eine mangelnde Vorbereitung des Projekts ersetzen 

noch darf sie Wirtschaftlichkeitslücken bei einem Projekt schließen. Wenn die Rahmenbedin-

gungen stimmen, dann sollten die Risiken von denjenigen getragen werden, die diese Projekte 

realisieren. 

An bestimmten Stellen ist es gleichwohl sinnvoll, dass die öffentliche Hand - das Land und/oder 

der Bund - ins Risiko geht, nämlich dann, wenn es sich um Explorationsbohrungen handelt. Im-

mer wieder arbeitet man in Bereichen, in denen die Datenlage z. B. wegen fehlender Bohrungen 

nicht ausreicht bzw. nicht vorhanden ist. Wenn man in einer zu wenig bekannten Geologie bohrt, 

hat diese Bohrung einen Explorationscharakter. Die sich daraus ergebenden Risiken sind privat-

wirtschaftlich eigentlich nicht zu schultern. Dabei geht es auch nicht um einen bestimmten Pro-

zentsatz der Absicherung, z. B. 50 oder 70 %; denn das sind Explorationsbohrungen, die schon 

fast einen gewissen Forschungscharakter haben. Wenn die Bohrungen aber etabliert und erfolg-

reich sind, liegt der Ball ganz klar bei den Antragstellern und/oder Vorhabenträgern. Sie müssen 

das Risikomanagement selbst in den Griff bekommen. Aber in Bereichen, die im Hinblick auf 
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geothermische Reservoire kaum erkundet sind, obwohl sie ein entsprechendes Potenzial auf-

weisen - solche Gebiete gibt es auch in Niedersachsen -, sollt das Land erste Schritte gehen und 

solche Vorhaben kostenmäßig nicht nur zu einem gewissen Anteil, sondern im Prinzip vollstän-

dig übernehmen. Wenn die Bohrung erfolgreich ist, ist es dann an den Antragstellern und/oder 

Vorhabenträgern, diese Projekte weiterzuentwickeln und komplett zu finanzieren. 

Abschließend darf ich schlaglichtartig zusammenfassen: 

- Die Wärmeabnahme muss aus unserer Sicht regulatorisch untermauert und unterstützt 

werden, um für den Zeitpunkt einer Investitionsentscheidung Sicherheit zu schaffen; denn 

ansonsten besteht immer das Henne-Ei-Problem, dass das Wärmenetz erst dann ausgebaut 

werden kann, wenn die Wärmequelle gesichert vorhanden ist - aber die Schaffung der Wär-

mequelle setzt eigentlich bereits ein ausgebautes Wärmenetz voraus. 

- Gesetzliche Rahmenbedingungen für die Genehmigungsverfahren kann man sicherlich än-

dern. Aber insbesondere muss man ganz intensiv die Genehmigungspraxis betrachten - den 

Maschinenraum. 

- Es gibt eine industriepolitische Dimension. Es muss ein Signal ausgesandt werden, damit die 

Spezialisten für Spülungen, für Zementierung, fürs Wireline-Logging usw. wieder nach 

Deutschland geholt werden. 

- Zur Risikoabsicherung wünsche ich mir, dass das Land das Risiko in einzelnen Pilotregionen 

übernimmt, um es später wieder den privaten Unternehmen, den Kommunen und/oder 

Stadtwerken aufzuerlegen. 

Abg. Omid Najafi (AfD): Wie hoch sind die Kosten für die Bohrungen? Wie verändern sich die 

Kosten mit zunehmender Tiefe? 

Dr. Herbert Pohl: Eine Bohrung ist umso teurer, je tiefer sie ist. Dabei gibt es nicht nur eine 

Zunahme der Kosten je zusätzlichem Meter, sondern tiefe Bohrungen sind vom ersten Meter an 

teurer; denn in diesem Fall muss man von Anfang an mit einem größeren Durchmesser und mit 

größerem Bohrgerät arbeiten. 

Ich gebe Ihnen eine Größenordnung: Bei Bohrungen ab 4 000 m Tiefe - davon muss man im Fall 

in Niedersachsen in der Gegend von Celle ausgehen - spricht man von rund 4 000 Euro/m. Wenn 

es nicht mehr kostet, dann ist es schon ziemlich gut gelaufen. Wird der geothermische Horizont 

bereits in 2 000 m Tiefe erreicht, dann kann mit rund 2 000 oder 2 500 Euro/m gerechnet wer-

den. Bei der flachen Geothermie - z. B. 400 m Tiefe - kenne ich die Kostenstruktur für Bohrungen 

nicht gut; das wäre deutlich günstiger. 

Abg. Omid Najafi (AfD): Wie lange ist die Wärmeversorgung nach einer erfolgreichen Bohrung 

gewährleistet? 

Dr. Herbert Pohl: Zu einer ordentlichen Projektplanung gehört auch die Modellierung des  

geothermischen Durchbruchs. Damit wird die Frage untersucht, ab wann sich die kältere Re-

Injektionsbohrung auf die Produktionsbohrung auswirkt. Eigentlich sollte es solche Auswirkun-

gen nicht geben. Bei unseren Projekten gehen wir davon aus, dass es diesbezüglich keinerlei 
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Einschränkungen gibt. Im Prinzip könnten diese Wärmeversorgungsanlagen, was das geother-

mische Potenzial angeht, ewig laufen. Limitierende Faktoren ergeben sich hingegen aus dem 

Erfordernis, Bohrungen und obertägige Anlagen regelmäßig zu warten. 

Abg. Omid Najafi (AfD): Was geschieht, wenn bei einer Explorationsbohrung ein reguläres Gas- 

oder ein Schiefergasvorkommen angebohrt wird? 

Dr. Herbert Pohl: Dass Gasvorkommen in den Tiefen, die für die tiefe Geothermie erschlossen 

werden, angetroffen werden, ist eher unwahrscheinlich; im Einzelnen hängt das aber von den 

örtlichen Gegebenheiten ab. Während des Bohrvorgangs wird eine ganze Reihe von Schutzmaß-

nahmen ergriffen. So kommt u. a. ein Blowout-Preventer zum Einsatz. Mit seiner Hilfe kann ein 

Bohrloch bei einem Gasaustritt verschlossen werden. Gegen Gaslecks kann man auch mit dem 

Gewicht der Bohrspülung ankämpfen. Es gibt eine ganze Reihe von Maßnahmen, um einem Gas-

eintritt in die Bohrung entgegenzutreten; denn das ist natürlich auch ein Thema der Arbeitssi-

cherheit für die Kolleginnen und Kollegen auf dem Bohrplatz. 

Abg. André Hüttemeyer (CDU): Bitte gehen Sie noch auf den Aspekt der Nachnutzung bereits 

bestehender Bohrlöcher ein. Wie schätzen Sie dieses Potenzial und damit eventuell verbundene 

Risiken ein? 

Dr. Herbert Pohl: Bei der Nutzung alter Bohrlöcher sind zwei Aspekte zu betrachten. 

Durch die bestehenden Bohrlöcher verfügt Ihr Land bereits über ein sehr gutes Verständnis vom 

Untergrund. Damit haben Sie in Niedersachsen einen unglaublich großen Vorteil; Sie sind damit 

in einer deutlich besseren Lage als andere Bundesländer, die auch gerade versuchen, Geother-

mie zu entwickeln. 

Die konkrete Nutzbarkeit eines alten Bohrlochs muss man im Einzelnen sehr genau prüfen. Sie 

hängt erstens von der Tiefe ab. Vielleicht muss man für die Geothermienutzung noch etwas tie-

fer bohren; denn in einem Gas- oder Ölhorizont sind nicht notwendigerweise geothermische 

Potenziale gegeben. Wir suchen wasserführende Schichten und Brüche in Sedimentgesteinen. 

Aber als Grundlage sind diese alten Bohrungen sehr interessant. Texas versucht gerade einzu-

führen, dass alte Gas- und Ölbohrlöcher für die Geothermie genutzt werden. 

Abg. Thordies Hanisch (SPD): Momentan ist das Fündigkeitsrisiko ein Bremsklotz für die weitere 

Entwicklung. Können Sie konkretere Vorstellungen oder auch Ansätze aus anderen Bundeslän-

dern dazu darstellen, wie es abgesichert werden kann? 

Abg. Reinhold Hilbers (CDU): Ich bin sicherlich dafür bekannt, dass ich Marktwirtschaftler bin. 

Können Sie sich, was die Risikoabsicherung angeht, auch eine Risikomischung vorstellen? Ich bin 

nicht so sehr dafür, Risiken zu verstaatlichen. Sie sagten bereits, dass die Branche irgendwann 

das Risiko selbst übernimmt; das soll sie auch tun. Ich könnte mir vorstellen, dass in jedem Fall 

in einen gemeinsamen Topf eingezahlt wird - auch im Fall einer erfolgreichen Bohrung; und im 

Fall einer erfolglosen Bohrung erfolgt ein Ausgleich aus diesem Topf. Können Sie sich einen sol-

chen Mechanismus vorstellen? 

Dr. Herbert Pohl: Beide Fragen betreffen auch das Fündigkeitsrisiko. Ich möchte ein weiteres 

Risiko zusätzlich anführen, das mir in der Diskussion oft etwas zu kurz kommt: das operative 
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Bohrrisiko. Damit ist keine Gefährdung für die Mitarbeiterschaft oder die Umwelt gemeint, son-

dern ein wirtschaftliches Risiko. Mit Bohrungen ist immer ein gewisses wirtschaftliches Risiko 

verbunden; das ist klar, das muss der Industrie auch nicht genommen werden. Aber bei Bohrun-

gen in wenig bekannten geologischen Umgebungen besteht ein erhebliches Risiko, das sich aus 

Temperaturen, Schichtabfolgen usw. ergibt. Unter Umständen steigen die Bohrkosten dann 

nicht nur um 20 %, sondern um bis zu 200 %. So etwas ist keine Ausnahme. 

Zum Fündigkeitsrisiko, aber auch zu dem von Herrn Hilbers angesprochenen Thema vertrete ich 

eine Meinung, die wohl nicht unbedingt in der gesamten Branche geteilt wird. Meiner Meinung 

nach muss das Fündigkeitsrisiko grundsätzlich vom Vorhabenträger getragen werden. Dafür sind 

belastbare Machbarkeitsstudien, intensive Datenanalysen und Auswertungen vergleichbarer 

Bohrungen usw. - also aller verfügbarer Daten - sowie eine sehr intensive Bohrplanung erforder-

lich, die durchaus sechs oder acht Monate in Anspruch nehmen kann. Wenn eine solche qualifi-

zierte Planung vorliegt, muss das wirtschaftliche Risiko z. B. über ein Portfoliokonzept getragen 

werden. Das bedeutet, dass mehrere Bohrungen niedergebracht werden, von denen eine erfah-

rungsgemäß überdurchschnittlich erfolgreich sein wird, während eine andere etwas problema-

tisch ist. 

Im Übrigen halte ich es für falsch, wenn Unternehmen nur wenige Bohrungen niederbringen. 

Das Bohrgeschäft ist ein sehr komplexes mit sehr vielen Aspekten. Man kann es nicht erfolgreich 

betreiben, wenn man nur einzelne Projekte betreibt. Das ist aus meiner Sicht nicht wünschens-

wert. Wenn dann eine Fündigkeitsversicherung dazu dient, Risiken abzusichern, die aus einer 

solchen Einzelprojektperspektive entstehen, dann ist das aus meiner Sicht ein falsch eingesetz-

ter Absicherungsmechanismus. Denn wenn man ein einzelnes Projekt durchführt, kann man 

nicht ein Team von 20 oder 30 Fachleuten aufbauen, die sich mit diesem Thema beschäftigen. 

Dann sollte man solche Projekte nicht oder nur in Kooperationen angehen. 

Was die Risikoabsicherung angeht: Ich bin überzeugter kapitalistischer Klimaschützer. - Ich 

glaube, uns wird es dann gelingen, wirkliche Fortschritte zu erzielen - das ist auch eine Upscaling-

Frage -, wenn es uns gelingt, eine ganze Industrie zu motivieren. 

Ich sehe es bei den Risiken ähnlich, wie Sie es gesagt haben: Eine staatliche Unterstützung sollte 

gezielt dort eingesetzt werden, wo die Kenntnisse von der Geologie, von dem Reservoir und von 

den technischen Herausforderungen usw. nicht vorliegen. Wenn aber diese Erkenntnisse vorlie-

gen bzw. eine Erkundungsbohrung erfolgreich war, würde ich mir an staatlicher Stelle die Kosten 

für eine solche erfolgreiche Bohrung rückerstatten lassen. Ein solcher Mechanismus sollte ange-

legt werden. Nur für den Fall, dass diese Bohrung scheitert - dass trotz aller Vorplanungen und 

allen Enthusiasmus kein ausreichendes Reservoir gegeben ist -, sollte diese Belastung bei der 

öffentlichen Hand bleiben. Das gilt auch für 3D-Messkampagnen und Ähnliches. Wenn eine Er-

kundung etc. erfolgreich ist, dann sollten die Projektträger - Stadtwerke, Energieversorgungsun-

ternehmen usw. - dafür aufkommen. - Das kommt dem Mischmodell, was Sie angesprochen ha-

ben, Herr Hilbers, wohl nahe. 

Abg. Marie Kollenrott (GRÜNE): Ist ein Finanzierungsmodell denkbar, bei dem man zunächst die 

Wärmekunden findet, die dann die Geothermiebohrung vorfinanzieren? Eine andere Möglich-

keit für eine Vorfinanzierung hat unser Umweltminister angesprochen: Das Land übernimmt 

eine Finanzierung, und das Geld wird nachträglich zurückgezahlt, wenn das Vorhaben erfolgreich 

ist. Halten Sie so etwas für sinnvoll und umsetzbar? 
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Dr. Herbert Pohl: Bei der Wärmeabnahme sehe ich eine Lücke. Da muss die öffentliche Hand 

meiner Meinung nach eingreifen und eine Art von Wärmeabnahme sicherstellen; denn dem 

Wärmeabnehmer kann zum Zeitpunkt des Projektbeginns nicht verbindlich zugesagt werden, 

dass die Wärme in drei, vier oder sieben Jahren zur Verfügung stehen wird. Ein solches Projekt 

kann aus verschiedensten Gründen scheitern. Wenn dann aber ein Wärmenetz in der Erwartung 

aufgebaut worden ist, dass z. B. 20 MW erneuerbare Wärme zur Verfügung stehen, diese Wärme 

aber nicht zur Verfügung steht, dann hat der Netzbetreiber ein erhebliches Problem. Das ist das 

Henne-Ei-Problem, das ich meinte. 

Eine Vorfinanzierung des Projekts selbst1 wird aus meiner Sicht nicht skalierbar sein. Wenn Geo-

thermie die Größenordnung erreicht, die wir alle anstreben, müssen jedes Jahr Milliarden inves-

tiert werden. In dieser Größenordnung eine Vorfinanzierung bereitzustellen, ist meines Erachtens 

weder möglich noch erforderlich. 

Wir dürfen nicht über eine Welt reden, in der nur zwei oder drei Projekte je Jahr umgesetzt 

werden, sondern wir müssen in eine Welt kommen, in der in einem Land wie Niedersachsen 

permanent fünf bis zehn tiefe Geothermieprojekte hinzukommen. Da ergibt sich die Frage, ob 

man mit Vorfinanzierungsmodellen nicht die öffentliche Hand überfordert. Das ist aber eine po-

litische Frage. 

Wenn die Rahmenbedingungen passen, können derart viele Projekte gleichzeitig realisiert wer-

den. Ein limitierender Faktor wird nicht im Bereich des erforderlichen Kapitals liegen. Er wird 

sich eher aus dem Thema ergeben, inwieweit die gesamte Industrie in der Lage ist, die Projekte 

erfolgreich abzuliefern. Dafür brauchen wir eine Stärkung der Ausbildung, etwa in Clausthal-Zel-

lerfeld. Und wir müssen die Unternehmen wieder für den Standort Deutschland begeistern. Das 

Beispiel Celle zeigt das Potenzial für wirtschaftliche Entwicklung und Arbeitsplätze. 

Abg. Omid Najafi (AfD): Nach wie vielen Jahren hat sich ein Geothermiewerk erfahrungsgemäß 

amortisiert - auch unter Berücksichtigung der Tatsache, dass ein Wärmenetz oft erst errichtet 

werden kann, wenn klar ist, dass die Bohrung die nötige Wärme zur Verfügung stellt -, sodass 

landesseitige Fördermittel zurückgezahlt werden könnten? 

Dr. Herbert Pohl: Geothermieprojekte sind kapitalintensiv und risikoreich. Wir haben gewisser-

maßen untertägig ein Risikoprofil wie in der Öl- und Gasindustrie, obertägig aber Erträge wie ein 

Versorger für Strom oder Wärme. Ein typisches Geothermieprojekt rechnet sich daher nur in ei-

nem Zeitraum von 20 Jahren. Daher ist langfristige Sicherheit und Planbarkeit für die Entwicklung 

von solchen Projekten eine zwingende Voraussetzung. 

  

                                                           

1 Am Ende der Aussprache brach die Verbindung per Videokonferenztechnik mehrmals ab. Herr Dr. Pohl 
ergänzte seine Aussagen nachträglich und übermittelte sie per E-Mail am 3. Juli 2023 an die Landtagsver-
waltung. Die ergänzten Passagen sind in kursiver Schrift eingefügt. 
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Norddeutsche.Erdwärme.Gewinnungsgesellschaft - NDEWG GmbH 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 2 

Anwesend: 

Albrecht Möhring, geschäftsführender Gesellschafter 

Albrecht Möhring: Herr Pohl hat schon zu vielen Aspekten vorgetragen, was bei Ihnen zu vielen 

interessanten Fragen führte, die er dann auch beantwortete. Eine weitere Auskunft möchte ich 

geben, bevor Sie danach fragen: Hier sitzen zwei Möhrings - zwei Brüder, die trotz unterschied-

licher Ausbildung und Historie inzwischen in der Geothermiethematik im Allgemeinen und in der 

Frage im Speziellen, wie wir die Geothermie in Niedersachsen voranbringen, vereint sind.  

Die NDEWG versucht, als Partner und Wärmelieferant für Kommunen und Stadtwerke die vor-

handene geologische und technische Fach- und Medienkompetenz, die aus der Erdöl- und Erd-

gaswirtschaft stammt, bereitzustellen. Dabei kommt es uns auch auf die Ergänzung durch er-

neuerbare Energien an; das ist also eine systemische Sichtweise. 

Ich möchte mich auf einige Aspekte konzentrieren. 

Erstens geht es ums Portfolio; dieses Stichwort von Herrn Pohl nehme ich gerne auf. Wir müssen 

über einen industriellen Hochlauf der geothermischen Wärmeversorgung sprechen. Das bedeu-

tet im übertragenen Sinne, nicht alle Eier in nur einen Korb zu legen. Dieses Ziel kann auf ver-

schiedene Weisen erreicht werden. So tun sich im Ruhrgebiet Stadtwerke zusammen, sodass 

wir über eine große Fläche sprechen; dieses Beispiel ist aber eher nicht auf Niedersachsen über-

tragbar. Oder Stadtwerke und Industrie schließen sich zusammen und vereinen ein Portfolio, 

was sich dann in einem regional übergreifenden Ansatz in systemischer Kooperation mit lokalen 

Stadtwerken realisieren lässt. Dazu kann ich gerne Beispiele aus unserem Tagesgeschäft geben. 

Die industrielle Umsetzung von Tiefengeothermieprojekten muss von drei Seiten flankiert wer-

den: 

- Erstens muss es eine systemisch integrierte Entwicklungsplanung geben. Das wurde bereits 

gesagt: Der Absatz muss bekannt sein, bevor man sich mit der Tiefe beschäftigt. Der erste 

wichtige Schritt ist von daher, dass wir uns mit Stadtwerken unterhalten, die in der Lage 

sind, ein solches Projekt aufzubauen. Dabei geht es nicht darum, ob ein Wärmenetz vorhan-

den ist. In Niedersachsen gibt es sehr viele Städte, deren Geologie sich eignet, die aber kein 

Wärmenetz haben. Das bedeutet dann, dass alles von Scratch aufgebaut werden muss. 

- Zweitens muss es flexible Betreibermodelle geben. Stadtwerke haben ein Interesse, einen 

Betrieb auf die Dauer zu begleiten, zu übernehmen und/oder sich daran zu beteiligen. 

- Drittens geht es um eine gezielte staatliche Förderung, über die wir hier schon ausführlich 

gesprochen haben. 

Welche Chancen ergeben sich durch ein solches Portfolio für einen industriellen Aufbau? Für die 

Kommune bzw. die Stadtwerke ergibt sich mit kompetenten Partnern und den Investoren die 

Chance auf einen beschleunigten Hochlauf der geothermischen Wärmeversorgung. Als Investo-

ren kommen die Stadtwerke in den Projekten, aber auch Investoren in der Wirtschaft infrage. 
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Wenn eine solche Kombination nicht zustande kommt, habe ich große Zweifel, dass es gerade 

in sehr ländlich geprägten Gebieten einen solchen Hochlauf geben wird. 

Zweitens sind Methodenkompetenz und Risikomanagement anzusprechen. Das Fachwissen, das 

die niedersächsische Industrie insbesondere über die vielen Jahrzehnte der Erdöl- und Erdgas-

wirtschaft aufgebaut hat, hat zu Methoden geführt, die sich aus den Analysen der Misserfolge 

ableiten. Zentral ist die Frage nach den Risiken und wie Misserfolge so gut wie möglich reduziert 

werden können. Darauf kommt es auch in der Geothermie im Wesentlichen an. Projekte mit 

einem zu hohen Misserfolgsrisiko sollten nicht angegangen werden; sie können in letzter Kon-

sequenz auch nicht versichert werden. Das Geheimnis des Erfolgs ist wiederum das Portfolio, 

sich also mit anderen zusammenzutun und gemeinsam zu arbeiten. 

Für isolierte Einzelprojekte sind diese Risiken nur begrenzt reduzierbar und damit für Investoren 

und Fördermittelgeber mit einem erhöhten Ausfallrisiko verbunden. 

Diese Methoden- und Risikomanagementkompetenz bringen wir aus der Erdöl- und Erdgaswirt-

schaft mit und wenden sie in der Geothermie an. Das Gleiche gilt für geologische und technische 

Fachkompetenzen. Der wesentliche Erfolgsfaktor sind eine gute Planung und eine operative 

Durchführung der Projekte. Ich kann nur unterstreichen, was Herr Pohl gerade gesagt hat. Ich 

möchte es so ergänzen: Aus einer schlechten Planung ist noch nie ein gutes Projekt geworden. 

Drittens. Vonseiten der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) und des Leib-

niz-Instituts für Angewandte Geophysik (LIAG) gibt es umfangreiche Studien mit einer guten re-

gionalen Basis für eine weitere Bearbeitung. Gleichwohl sind weiterhin detaillierte lokale Analy-

sen zu erstellen, um diese Daten zu interpretieren und gegebenenfalls zu ergänzen. Hierbei 

denke ich insbesondere an Ergänzungen durch seismische Untersuchungen, deren Qualitäten 

oftmals unterschätzt werden. Wir sind inzwischen so weit, dass wir für größere Städte ohne eine 

3D-Seismik wahrscheinlich keine Entwicklung betreiben werden. Eine 3D-Seismik hilft also, die 

Fündigkeitsrisiken im geologischen Untergrund richtig einzuschätzen. Auch bei ihr handelt es 

sich um eine exploratorische Maßnahme im weiteren Sinne. 

Integrierte Machbarkeitsstudien zusammen mit den Stadtwerken sowohl zu den Über- wie auch 

Untertageanlagen ermöglichen eine parallele Entwicklung von Projekten. Mit solchen Studien 

lässt sich nicht nur das Risiko einer Fehlbohrung deutlich vermindern, sondern sie versetzen die 

Beteiligten auch in die Lage, genug Abnahmemöglichkeiten für die Wärme zu erlangen. 

Viertens zur staatlichen Förderung: Die Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW) er-

möglicht es im Sinne einer Infrastrukturmaßnahme mit einer Förderung von 40 % im Invest-

mentteil, die wirtschaftlichen Risiken beim Bau von Wärmenetzen und bei der Herstellung von 

Geothermiebohrungen tragbar zu machen. Wir alle wissen, dass wir zurzeit noch keinen Wär-

mepreis haben, der wahrscheinlich eine wirtschaftlich nachhaltige Wärmeproduktion rechtfer-

tigt. Wir glauben daher, dass eine solche Infrastrukturmaßnahme noch notwendig ist. Auf die 

Dauer werden wir - nicht zuletzt über den CO2-Preis - wahrscheinlich wirtschaftliche Rahmenbe-

dingungen erhalten, die eine weitere Förderung von Geothermie wohl überflüssig machen. 

Verbleibende Fündigkeitsrisiken wurden in der Vergangenheit durch sogenannte Fündigkeits-

versicherungen abgesichert. Allerdings werden diese aufgrund von vermehrten Schadensfällen 

in der Vergangenheit von der Versicherungswirtschaft nicht mehr angeboten. Das ist ein herber 
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Schlag für uns in Niedersachsen; denn wir sind davon überzeugt, hier insbesondere in der mit-

teltiefen Geothermie gute Projekte entwickeln zu können. Wir sprechen zurzeit mit den Versi-

cherern u. a. hier in Hannover, um zu erfahren, was die Geothermiebranche unternehmen muss, 

damit sie in diesem Bereich wieder versichert werden kann. Die Antwort der Versicherer ist ei-

gentlich ganz einfach: Liefert uns gute Projekte! 

Damit sind wir im Grundsatz bei einem anderen Henne-Ei-Problem: Da gibt es ein gutes Projekt, 

das aber nicht abgesichert ist. - Interessanterweise kommt in dieser Situation - wie so oft - der 

Ruf nach dem Staat. Wir sind allerdings der Meinung, dass die Ergänzung von BEW und staatli-

cher Übernahme von Nichtfündigkeitsrisiken in einem gewissen Umfang notwendig sind. Wir 

können uns vorstellen, dass das in bedingt rückzahlbaren Krediten erfolgen kann - in einer ku-

mulativen Ergänzung zur BEW - oder als Ausfallbürgschaft für Bankkredite; das wäre eine zweite 

Möglichkeit. Die KfW ist daran interessiert, Finanzierungen aufzustellen. Aber auch die KfW kann 

nicht in zu große Risiken gehen. 

Über die Schaffung einer Förderrichtlinie haben wir heute noch nicht gesprochen. Alle derzeiti-

gen Förderungen laufen außerhalb von Förderrichtlinien. Ihre Schaffung wäre aber besonders 

wichtig, da die Erfolgsaussichten von Projekten auf der Basis vorhandener geologischer Kennt-

nisse bei hinreichend nachgewiesener technologischer Machbarkeit so gut sind, dass eine solche 

Förderrichtlinie greifen könnte. Auf diesem Wege lassen sich dann staatliche Garantien zur Ab-

deckung von verbleibenden Projektrisiken besser rechtfertigen. Im Moment haben wir das Ge-

fühl, dass es sich um Einzelprojekte mit Einzelargumentationen handelt. 

Ich halte es für sehr wichtig, dass nicht nur eine Förderrichtlinie aufgestellt wird, sondern dass 

wie in der Erdöl- und Erdgasindustrie ein Peer-Review-Verfahren genutzt wird, in dem ein be-

sonderes Augenmerk auf die Qualitäten der Projekte gelegt wird. 

Dass das Ganze auch dem EU-Beihilferecht genügen muss, ist dabei zu berücksichtigen. Das fällt 

jemandem, der aus der Wirtschaft kommt, nicht ganz leicht; denn für gute Projekte war früher 

bei uns immer Geld vorhanden. Heute muss man prüfen, welche Bedingungen sich für das Pro-

jekt aus dem Beihilferecht ergeben. 

Ich möchte mit einem Beispiel schließen, das wir in Nordrhein-Westfalen diskutieren, wo sich 

das Wärmeproblem ganz anders als hier in Niedersachsen darstellt. Dort hat der Staat nun an-

gefangen, 2D-Seismik zu finanzieren. Auf einer solchen Basis erwartet das Land nun, dass Boh-

rungen abgeteuft werden. Unsere Bemerkung dazu lautet immer wieder: Auch das muss der 

Staat tun. Der Staat muss im gesamten Ruhrgebiet ungefähr ein halbes Dutzend tiefe Bohrun-

gen - bis 6 000 m - abteufen, um Klarheit zu schaffen, ob dort Wärme gewonnen werden kann. 

Dieses Risiko kann nicht den Stadtwerken überlassen werden. 

Mein Petitum lautet also, Portfolios zu schaffen. Unternehmen und Kommunen sollen zusam-

menarbeiten. Mit den fünf Lizenzen, über die wir verfügen, haben wir Beispiele, darunter in 

Nordhorn, in Bad Bentheim, in Burgwedel und in Altwarmbüchen. 

Abg. Thordies Hanisch (SPD): Sie sprachen das Peer-Review-Verfahren im Erdöl- und Erdgasbe-

reich an. Ich hatte das System so verstanden, dass es sich entwickelt hat, weil ohnehin immer 

mehrere Unternehmen bei Projekten zusammenarbeiten. Zeichnet sich auch bei der Geother-
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mie ab, dass immer mehrere Partner in einem Boot sind? Dann wäre es relativ einfach, das Ver-

fahren beizubehalten. Wenn der Markt dieses Verfahren aber nicht bedingt, dann interessiert 

mich, wie dieses gute Verfahren beibehalten werden soll. 

Albrecht Möhring: Wenn wir mit Kommunen zusammenarbeiten, haben sie die Chance, mit in 

die Untertageprojekte einzusteigen. Wir bieten auch anderen Investoren aus dem Bergbau- und 

Versorgungsbereich an, auf verschiedenen Ebenen in unser Portfolio einzusteigen. Das ist eine 

Grundlage für Erfolg. Wie unterhalten wir uns im Zuge von Projekten möglichst intensiv? Das 

hat die Erdöl- und Erdgasindustrie in Perfektion gemacht. Manchmal hat das zu Verzögerungen 

geführt, weil immer wieder Nachfragen kamen. Aber ich kann Ihnen sagen: Die Projekte mit dem 

größten Risiko waren am Ende in aller Regel diejenigen, die eine Firma zu 100 % gehalten hat. 

Ich war immer froh, wenn ich Firmen an der Seite hatte, die gefragt hatten, wie es weitergehen 

kann. 

Bei all unserer Kompetenz - z. B. mit Herrn Balasus-Lange haben wir den ehemaligen DEA-

Deutschland-Chef in unserer Geschäftsführung; wir bringen also schon eine ganze Menge Erfah-

rung mit - werden wir all unsere Projekte in verschiedenen Stadien extern peer-reviewen lassen. 

Das halte ich für einen wichtigen Schlüssel. Leider zeigen uns Projekte, die nicht gerade erfolg-

reich gelaufen sind, dass man gelegentlich hätte abbrechen sollen. 

Abg. Thordies Hanisch (SPD): Dieses Peer-Review ist freiwillig? 

Albrecht Möhring: Es gibt keinen Zwang für ein solches Verfahren, es sei denn, eine Förderricht-

lichtlinie würde es vorschreiben. Dann müsste man sich überlegen, wer solche Peer-Reviews 

erstellen darf. Das müsste nach meiner Meinung eine operativ und methodenbezogen hoch-

kompetente Institution mit viel Erfahrung sein. 

Abg. André Hüttemeyer (CDU): Meine Frage zielt auf die kommunale Wärmeplanung ab, die 

bald verpflichtend zu erstellen ist. Inwieweit kann die Tiefengeothermie hierbei nach Ihrer Auf-

fassung in den entsprechend geeigneten Regionen eine gewisse Rolle spielen? 

Abg. Omid Najafi (AfD): Auch Ihnen möchte ich die Frage stellen, die ich bereits Herrn Dr. Pohl 

stellte: Nach wie vielen Jahren hat sich ein Geothermiewerk erfahrungsgemäß amortisiert - auch 

unter Berücksichtigung der Tatsache, dass ein Wärmenetz oft erst errichtet werden kann, wenn 

klar ist, dass die Bohrung die nötige Wärme zur Verfügung stellt -? 

Albrecht Möhring: Die Veränderungen im GEG, die kommunale Wärmeplanung, werden nach 

unserer Auffassung von sehr hoher Bedeutung für die kommunale Wärmeversorgung sein. Ohne 

länger auf das GEG einzugehen - wir sind ebenso wie VKU und andere davon überzeugt, dass 

Wärmenetze in der Zukunft die wirtschaftlichste und auch ökologisch sinnvollste Maßnahme 

sein werden, effizient mit Wärme umzugehen; und darauf kommt es an. Es kommt nicht darauf 

an, Wärmepumpen zu betreiben, weil es genügend Strom gibt, sondern es kommt auf die effizi-

ente Wärmeverteilung an. 

Wir gehen - ebenso wie beispielsweise die Stadtwerke Nordhorn - davon aus, dass Wärmenetze 

gebraucht werden, d. h. es findet eine Netzplanung unabhängig von der Frage statt, was das 

Treibmittel dahinter ist. Wir sind auch in Kommunen aktiv, in denen Biogas oder auch andere 

Wärmequellen eine große Rolle spielen, mit denen wir gerne zusammenarbeiten. Wir sehen das 
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ja immer additiv: Jede Kilowattstunde wird gebraucht. - Insofern spielt es am Anfang keine ent-

scheidende Rolle, welche Wärmequelle eingespeist wird. Aber man versucht, das Ganze inter-

aktiv zu machen. 

Die Stadtwerke und die Bürgermeister sind dafür zuständig, dass alle Seiten an einen Tisch ge-

holt werden. Je früher das geschieht, umso besser ist es. Die kommunale Wärmeplanung hilft 

dabei, solange sie auf einer Flughöhe bleibt, die das Ganze methodisch rechtfertigt. Unsere 

Sorge ist, dass man zu einer zu ausgeprägten Kleinteiligkeit kommt und meint, man könne hier-

bei flurstück- oder gebäudescharf planen. Davon sind wir nicht überzeugt; das dauert zumindest 

zu lange. In den Kommunen, in den wir aktiv sind, laufen all diese Überlegungen parallel. Das 

führt nach unserer Überzeugung zu effizienten Lösungen. 

Klar ist: Die kommunale Wärmeplanung ist ein wichtiges und ein auch in Niedersachsen sehr 

hilfreiches Instrument. 

Diese Antwort legt schon die Grundlage für die Antwort auf die Frage nach der Wirtschaftlichkeit 

der Projekte. Wann die Wirtschaftlichkeit erreicht ist, hängt vom Umfang des investierten Eigen-

kapitals ab; wir sprechen also über die Pay-out-Zeit. Ihre Dauer hängt von der Höhe der Förde-

rung und vom Wärmepreis ab. Wir rechnen heute hierbei wie wohl bei allen anderen Infrastruk-

turprojekten mit Zeiten von mehr als 15 Jahren. Wenn diese Zeit mehr als 20 Jahre dauert, muss 

man bereits eine Investitionsdeckungslücke feststellen; denn eine so lange Zeit kann nicht das 

Ziel sein. Wenn der Preis für CO2-Zertifikate eine Höhe erreicht, durch die er sich bei anderen 

Energieformen deutlich preislich bemerkbar macht, gehen wir davon aus, dass sich das positiv 

auf die Wirtschaftlichkeit von Geothermieprojekten auswirkt. 

Abg. Reinhold Hilbers (CDU): Wenn Sie eine Förderung benötigen, um Wirtschaftlichkeitslücken 

zu schließen, wie groß sind diese Lücken im Vergleich zu anderen Technologien, die auch das 

Ziel der Klimaneutralität verfolgen? Wie ist also die Wärmeerzeugung über Geothermie im Ver-

bund mit Stadtwerken zu bewerten? Und wie groß ist die Wirtschaftlichkeitslücke, wenn die 

Wärme zu marktgerechten Konditionen verkauft werden soll? 

Albrecht Möhring: Die entscheidende Frage ist, was derzeit „marktgerecht“ bedeutet. In großen 

Netzen wie in Berlin oder Hamburg kann man heute von 150 oder 160 Euro/MWh für die End-

kunden ausgehen. In Dänemark, wo die Netze sehr weit ausgebaut sind, liegt man bei der glei-

chen Größenordnung. Wenn wir diese Preise erreichen, gibt es keine Deckungslücke. Aber es 

gibt konkurrierende Energieformen. 

Damit muss ich kurz auf die GEG-Novelle zu sprechen kommen. Eine Wärmepumpe, die in sich 

subventioniert ist und im Betrieb von einem subventionierten Strompreis profitiert, ist gegen-

über einem Erdwärmenetz mit Sicherheit kritisch zu sehen. Ich hoffe, wir müssen dann nicht 

über einen Anschlusszwang reden. Manche Städte haben ihn für bestimmte Bereiche einge-

führt, so auch Hannover. Ich persönlich meine aber, dass es eigentlich an den Kommunen ist, 

ihre Bürger durch ein smartes, ein vernünftiges Angebot als Wärmenetzkunden „abzuholen“. 
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Bundesverband Geothermie e. V. 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 4 

Anwesend: 

Dr. André Deinhardt, Geschäftsführer 

Dr. André Deinhardt: Einleitend möchte ich auf den Aspekt der Wirtschaftlichkeit eingehen. Im 

Münchener Umland hat man vor 20 Jahren angefangen, Geothermieprojekte zu entwickeln. Als 

die Gas- und Fernwärmepreise fast überall in Deutschland durch die Decke gegangen sind, blieb 

der Fernwärmepreis genau dort, in den reichen Münchner Umlandgemeinden, praktisch unver-

ändert. Diese reichen Gemeinden hatten die Mittel für strategische Investments. Geothermie 

ist also wirtschaftlich, wenn sie als strategische Ressource begriffen wird. 

Der Bundesverband Geothermie vereint seit 30 Jahren eine im Ursprung sehr kleine, sehr wis-

senschaftsgetriebene Branche, die in den letzten Jahren aber gewachsen ist. Alle großen Ener-

gieversorger sind mittlerweile hinzugekommen. Wir freuen uns, dass auch die Bohr- und Ser-

viceindustrie aus den Bereichen Erdöl und Erdgas mit dabei ist. Alle Betreiber von Geothermie-

anlagen sind Mitglied in unserem Bundesverband. 

In den letzten Jahren geht es nicht mehr um die Frage, ob die Geothermie genutzt werden soll, 

sondern es geht nur noch um das Wie. Die Helmholtz-Gemeinschaft, die Fraunhofer Gesell-

schaft, das Leibniz-Institut für Angewandte Geophysik, das Umweltbundesamt usw. bestätigen, 

dass mindestens 20 % der im Wärmebereich benötigten Energie wirtschaftlich über Geothermie 

zur Verfügung gestellt werden können. 

Lassen Sie mich auf einige wichtige Eigenschaften von Geothermie hinweisen: 

- Sie steht unter unseren Füßen 24/7 zur Verfügung. 

- Sie weist von allen erneuerbaren Energien den niedrigsten CO2-Fußabdruck je Kilowatt-

stunde auf. Auch sonstige Emissionen wie Feinstaub fallen nicht an. 

- Die Energie steht hier zur Verfügung: Wer auch immer auf Wladimir Putin folgt, es kann uns 

in der Hinsicht egal sein. 

- Die Technologie ist hocheffizient: Man benötigt 1 kWh Strom - möglichst aus erneuerbaren 

Quellen -, um 30 kWh Wärme zu produzieren; das zeigen Monitoringdaten von in Betrieb 

befindlichen Anlagen. 

- Der Flächenverbrauch ist extrem gering, was in großen Städten sicherlich interessanter ist 

als in ländlichen Regionen. 

- Die Tiefengeothermie ist in der Lage, eine extrem teure Infrastruktur zu ergänzen. Unsere 

Kommunen haben Milliardenbeträge in Fernwärmeinfrastruktur investiert. Wenn Geother-

mie und Fernwärme zusammen genutzt werden sollen, dann ist nicht die Geothermie das 

Teure, sondern die Fernwärme. Diese Netze sind aber oft bereits vorhanden, und Geother-

mie kann Wärme einspeisen. 
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- Geothermie ist gerade in Norddeutschland - in Süddeutschland kann das anders sein - sys-

temkompatibel. Immer wieder gibt es Kommunen, die verschiedenste Wärmequellen für ihr 

Fernwärmenetz nutzen. Zum Beispiel in Potsdam sind es 20 % Geothermie, 20 % Flusswär-

mepumpen, 20 % Solarthermie usw. Das heißt, Geothermie ist sehr gut kompatibel. 

- Ein letzter Vorteil, gerade für Niedersachsen: Niedersachsen ist das Energieland. 

Wissen Sie, wer all diese Anlagen in Norddeutschland, aber auch in Süddeutschland und auch 

zum Teil im Ausland baut? - Das sind die Kolleginnen und Kollegen aus Celle. Aber hier in Nie-

dersachsen gibt es kaum Anlagen. Deswegen bin ich dankbar, dass diese Initiative gekommen 

ist - diesmal von der CDU, ganz Ähnliches kenne ich aber auch von anderen Parteien; denn dass 

die Geothermie nach vorn gebracht wird, ist wirklich wichtig. 

Auf der Bundesebene geschieht derzeit einiges. Es geht auch darum, die Mittel des Bundes zu 

nutzen. Die von Herrn Möhring angesprochenen 40 % machen im Zweifelsfall pro Projekt bis zu 

100 Mio. Euro aus! Das Geld fließt aber zurzeit anderswo hin. Diese Finanzmittel könnte man 

aber auch hier in den niedersächsischen Kommunen nutzen. 

Das Thema betrifft auch den Forschungs- und Entwicklungsbereich. Wir haben einen Vorschlag 

für ein Geothermieerschließungsgesetz vorgelegt. Die Kollegen aus dem Gasbereich waren sehr 

erfolgreich: Sie haben es geschafft, innerhalb eines halben Jahres ein LNG-Terminal an der Nord-

seeküste zu errichten. Eine Geothermieanlage ist bei Weitem nicht so komplex wie ein LNG-

Terminal. Trotzdem benötigen wir manchmal fünf oder sechs Jahre, bis eine solche Anlage steht. 

Das können wir ändern. Die Bundesregierung - zuständig ist das BMWK unter Herrn Habeck - ar-

beitet an einem Geothermiebeschleunigungsgesetz; ein Entwurf ist beim Fernwärmegipfel vor-

gestellt worden. Wenn es für diese Initiative auch aus Niedersachsen Unterstützung gäbe, wären 

wir sehr dankbar. 

Zur Landesebene: Sie hatten neun Punkte genannt, auf die ich hier nur kurz eingehen will; aus-

führlicher geschieht dies in der schriftlichen Vorlage.  

- Potenzialanalyse: Hier in Hannover befindet sich das LIAG, das das Geothermische Informa-

tionssystem (GeotIS) betreibt. Frau Professor Moeck wird sicherlich noch darauf eingehen. 

Hier befindet sich also das Datencluster! Jeder, der für Deutschland hierzu etwas wissen will, 

nutzt das GeotIS. Das ist ein wunderbares System, braucht aber noch mehr Power. Es wird 

im Übrigen nicht nur vom Bund, sondern auch vom Land finanziert. 

Gleiches gilt für die Kolleginnen und Kollegen vom LBEG, die eine wunderbare Arbeit leisten 

und den Niedersächsischen Geothermiedienst betreiben. 

- Vorstudien: Bitte nicht viele Studien! Wir brauchen Projekte, die umgesetzt werden. Vor 

fünf Jahren haben sich die Planungsbüros über Studien gefreut, weil sie bei der Überbrü-

ckung zwischen Projekten geholfen haben. Mittlerweile sind die Planungsbüros mehr als nur 

voll ausgelastet - faktisch gibt es dort Wartelisten. Wir müssen also in die Umsetzung kom-

men. 

- Landesförderfonds, Fündigkeitsrisiko, Kommunen: Meine Damen und Herrn, Sie alle sind 

auch kommunalpolitisch verwurzelt. Angenommen, Ihre Kommune will ihr Fernwärmenetz 

dekarbonisieren: Sie hat die Möglichkeit, über das eigene Stadtwerk eine 40-%-Förderung 
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dafür zu erhalten. Damit ist die Kommune aber noch zu 60 % im Risiko. Dieses Risiko abzu-

federn, ist aber nicht nur eine Aufgabe des Landes, das muss eine Kombination aus Bund 

und Land sein. Aber das Land kann in dieser Hinsicht Druck machen und gegebenenfalls das 

eine oder andere selbst entwickeln. 

- Bürgschaften sind eine sehr gute Idee. Sie senken die Finanzierungskosten, die normaler-

weise bei solchen Projekten 20 % ausmachen. Insofern könnten diese 20 % anders investiert 

werden - z. B. in Kindergärten und Schulen. 

- Alte Erdöl- und Erdgasbohrungen: Hierzu hat das LBEG mit dem Geothermieforum Nieder-

sachsen sehr wichtige Arbeit geleistet. Herr Wirth ist da besonders zu erwähnen. Auch Herr 

Möhring und wir haben uns eingebracht. In diesem Zuge wurde ein Meldesystem aufgesetzt. 

Aktuell sind von über 600 Bohrungen nach meinem Wissen 7 oder 8 gemeldet worden. Das 

muss man sich noch einmal anschauen. Von daher würde ich das umgekehrt formulieren: 

Wenn eine Möglichkeit wie in Munster besteht, wo es eine Bohrung und eine Wärmesenke 

gibt, dann ist eine solche Nachnutzung auf jeden Fall zielführend. Wichtiger sind aus meiner 

Sicht aber die Daten; diese müssen zugänglich werden. Ähnlich wie beim GeotIS muss dafür 

gesorgt werden, dass der Reichtum an Daten zum Nutzen der Unternehmen umgesetzt wird. 

Dieser Datenbestand ist ein Asset! 

- Das Geothermieforum Niedersachsen unterstützen wir als Bundesverband gerne wie bisher. 

- Fachkräftemangel: Es gibt einen ausgeprägten Fachkräftemangel. Die Bohrunternehmen 

und Ingenieurbüros kämpfen regelrecht um Leute. Hier in Niedersachsen gibt es zwei be-

sondere Institutionen in dem Bereich, die ich hervorheben möchte: Erstens ist die Techni-

sche Universität Clausthal zu nennen. Sie bildet neben den Kolleginnen und Kollegen in Frei-

berg das Cluster in Deutschland, wenn nicht in Europa, was die bohrtechnische Ausbildung 

betrifft. Zweitens ist die Bohrmeisterschule in Celle zu nennen, die sehr viel Erfahrung hat. 

Sie muss unterstützt werden, auch finanziell, damit der Hochlauf realisiert werden kann. 

Ansonsten, fürchte ich, haben wir am Ende viel Geld und gute Regelwerke zur Verfügung, 

aber quasi niemanden, der alles umsetzt. 
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Prof. Dr. Inga Moeck 

Professorin für Angewandte Geothermik und Geohydraulik, Georg-August-Universität Göttin-

gen, Abt. Angewandte Geologie 

Präsentationsgrafiken: Vorlage 5 (umfasst auch im Vortrag nicht eingesetzte Seiten) 

Prof. Dr. Inga Moeck: Mit unserer Forschung sind wir auch Teil des von Herrn Pohl erwähnten 

Maschinenraums. Von daher möchte ich eingangs auf ein Thema eingehen, das in meinen Prä-

sentationsgrafiken nicht auftaucht: die Genehmigungsverfahren. Die Universität Göttingen hat 

zusammen mit dem LIAG, wo ich auch arbeite und wo das GeotIS verankert ist, zwei Projekte 

durchgeführt, die in diesem Zusammenhang von besonderem Interesse sind. Wir haben die Boh-

rung Hamburg-Wilhelmsburg wissenschaftlich mit begleitet. Dort wurde der Hauptbetriebsplan 

innerhalb von drei Wochen genehmigt, und zwischen Einreichung und Genehmigung lag auch 

noch Weihnachten. Das war hervorragend. Auch beim Erlaubnisfeld Göttingen arbeiten wir mit. 

Der Antrag wurde am 4. April 2023 eingereicht, und bis jetzt ist die Erlaubnis noch nicht erteilt. 

Sie braucht also etwas länger als drei Monate. Da jammern wir aber auf hohem Niveau; das ist 

in anderen Bundesländern ganz anders. 

Jetzt muss man aber den Blick nach vorne richten. Das ist die wichtige Botschaft für Sie. Zu die-

sem Thema habe ich kürzlich in der Fachzeitschrift Geothermische Energie veröffentlicht2. Darin 

wird beschrieben, was allein im Bereich der erdgekoppelten Wärmepumpen auf unsere Behör-

den zukommt, wenn dort die Förderung über das GEG anläuft. Nimmt man Urlaubs- und Wo-

chenendtage aus, kommen auf die zuständigen Stellen 30 bis 100 Genehmigungsverfahren je 

Tag zu. Wie viele es werden, hängt von der Entwicklung des Markthochlaufs ab. Derzeit hört 

man mitunter „Klagen“, wenn es sich um einen Antrag pro Woche handelt. Bei alledem ist auch 

die Qualitätssicherung mit zu bedenken. Es wird also deutlich, dass die Behörden mit den erfor-

derlichen Ressourcen ausgestattet werden müssen. 

                                                           

2 Heft 105, Mai 2023, Seiten 18 bis 23; Anlage 1 
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Schon die erste Grafik zeigt das GeotIS-Logo. Ich erwähne das Geothermische Informationssys-

tem gerne, weil es ein Erfolgsmodell ist: Der Bundesverband Erdgas, Erdöl und Geoenergie e. V. 

(BVEG), die Forschung und die Forschungsförderung arbeiten hier intensiv zusammen. Ohne ei-

nen Zugang zu den Daten über den BVEG - die Industrie stellt die Daten seit 2006 zur Verfügung, 

also lange vor dem Geologiedatengesetz - hätte das GeotIS nicht entwickelt werden können. 

Wir haben hier schon über Fündigkeitsrisiken und -versicherungen gesprochen; man muss ja 

immer an die Umsetzung denken. Für die entsprechenden Bewertungen ist jeweils eine Fündig-

keitsprognose erforderlich, die sogenannten Probability-of-Success-Studien (PoS-Studien). 

Diese Studien können nur wir erstellen. Die Versicherungswirtschaft verlangt hierfür immer eine 

Studie des LIAG, weil dort die Daten auf der Grundlage von GeotIS zur Verfügung stehen. 
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Es ist mir wichtig zu vermitteln, dass wir in Niedersachsen mit dem GeotIS ein echtes Alleinstel-

lungsmerkmal haben. Wie geil ist das! 

 

Rechts oben sehen Sie eine Karte mit grünen Bändern. Diese Karte stellt ein Ergebnis unserer 

Vorlaufforschung in den letzten zehn Jahren zum Thema Sandsteinfazies dar. Die grünen Berei-

che zeigen, wo wirklich sehr gute Reservoirhorizonte liegen, wo die Erfolgsaussichten hoch sind. 

Aus der Sicht der Niedersachsen ist es vielleicht ärgerlich, dass Mecklenburg-Vorpommern vor-

angegangen ist; denn auch niedersächsische Kommunen liegen auf solchen grünen Bereichen. 

Auch die Stadt Schwerin liegt in einem solchen Gunstgebiet und hat entschieden, zu bohren. Die 

Stadt hat sich zudem um Landes- und EU-Fördermittel gekümmert. Ihre beiden Bohrungen sind 

fündig. Ende April war Bundeskanzler Scholz zur Eröffnung dieses modernen Heizkraftwerks in 

Schwerin. Wir müssen die niedersächsischen Kommunen also an dieses Wissen heranführen. 
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Das GeotIS ist dank einer Bundesförderung entstanden. Das LIAG - auch ich selbst - war ganz 

entscheidend an der Entwicklung der Nationalen Erdwärmestrategie beteiligt, die letztlich am 

11. November 2022 über das BMWK von der Bundesregierung (BR) veröffentlicht worden ist.  

 

Die Strategie weist acht Eckpunkte auf, von denen die Eckpunkte 2 und 3 genau den Standort 

Hannover betreffen, nämlich das GeoZentrum Hannover, wo die BGR und das LIAG verortet sind. 

Wir sind Teil der Forschungsbegleitprojekte zur Erdwärmekampagne der Bundesregierung. 

 

Wichtig ist die unter Nr. 2 genannte Datenkampagne. Wir sorgen dafür, dass das geothermische 

Potenzial noch einmal berechnet wird, auch in Zusammenarbeit mit den Geologischen Diensten 

wie dem LBEG.  
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Das Projekt zum Ausbau des GeotIS für die Datenkampagne wird WärmeGut genannt. 

 

Die unter Nr. 3 aufgeführte Explorationskampagne wird als Projekt Warm-Up umgesetzt. Der 

Bund möchte - das ist die Planung - erhebliche Mittel bereitstellen, um das ungünstige Verhält-

nis von hoher Anfangsinvestitionen bei gleichzeitig hohen geologischen Risiken abzufedern. 

Das eigentliche Grundproblem in der Geothermie ist, dass es zunächst einen hohen CapEx bei 

später niedrigem OpEx gibt, also hohe Anfangsinvestitionen und später niedrige operative Kos-

ten. Und welche Kommune kann bei dieser Konstellation von hohen Anfangsinvestitionen bei 

den gegebenen geologischen Risiken anfangen zu bohren? Das ist für die Kommunen das große 

Problem. 
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In der deshalb vorgesehenen Explorationskampagne will der Bund 50 % der Kosten über Förde-

rungen zur Verfügung stellen. An dieser Stelle ergibt sich die Frage, wie das Land die Kommune 

darüber hinaus unterstützen und die Bundesmittel in geeigneter Weise ergänzen kann. An der 

Stelle sind andere Länder wie Sachsen - der Fall ist mir genau bekannt - sehr kreativ. Von daher 

der Appell: Sorgen Sie dafür, dass diese Bundesmittel in geeigneter Weise für die Kommunen 

ergänzt werden! 

 

Auf die ganze Bandbreite geothermischer Technologien, die genutzt werden kann, möchte ich 

nur mit dieser Grafik hinweisen, und gehe nun auf die einzelnen Punkte des Antrags ein. 

 

Aus der Perspektive der Forschung wird der Antrag der CDU-Fraktion ausdrücklich unterstützt, 

Niedersachsen zum Geothermieland Nummer eins zu machen. Das ist wissenschaftlich fundiert.  
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Die ersten beiden Forderungen sind richtig. Ergänzen möchte ich, dass die Bundesförderung im 

Rahmen der Explorationskampagne aufgenommen werden soll - sie läuft mittlerweile. Ferner 

sollte sich das Land Niedersachsen dafür engagieren, dass die Explorationskampagne in den 

Haushaltsberatungen des Bundes finanziell entsprechend ausgestattet wird. Das steht bekannt-

lich auf der Kippe; denn alle Ministerien sind ja zum Sparen angehalten worden , auch das 

BMWK. Es wäre aber dramatisch, erst einen Rahmen für den Ausbau der Geothermie zu schaf-

fen, und dann steht genau dafür kein oder bei weitem nicht genug Geld zur Verfügung. Dadurch 

würde die Wärmewende leiden. 

 

In weiteren Potenzialanalysen sehen wir aus wissenschaftlicher Sicht keinen ganz großen Nut-

zen - das wurde hier schon angesprochen -, weil es bereits genügend Potenzialanalysen gibt. Das 

Potenzial wird aber nicht größer oder wird nicht besser beschrieben, wenn es keine neuen Daten 

gibt. Wir müssen aber vom Reden ins Machen übergehen. Damit sind wir dann wieder bei den 
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Geothermieprojekten. Es ist also besser, die Explorationskampagne bundesseitig vernünftig mit 

Finanzmitteln auszustatten und um Landesmittel zu ergänzen. Außerdem sollten die Kommunen 

befähigt werden, ihre Wärmewende mit Geothermie anzugehen. Das erfordert Exploration und 

Erschließung. 

 

Zu Nr. 2 verweise ich nur auf den Bundesverband Geothermie. 

 

Ein revolvierender Länderförderfonds ist außerordentlich zu begrüßen. Das ist genau die Me-

thode, um auf das ungünstige Verhältnis von CapEx zu OpEx zu reagieren. Ein solcher Fonds ist 

eine geeignete Maßnahme, um Niedersachsen zum Geothermie-Champion zu machen. 

 

Auch zum Thema Bürgschaften schließe ich mich dem BVG an. 
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Eine rechtliche Regelung zur Nachnutzung von alten Bohrungen bringt das Land nicht wirklich 

voran. In Einzelfällen mag eine solche Nachnutzung funktionieren. Wir sprechen hier aber über 

einen Markthochlauf. Da können wir uns nicht mit solchen Einzelmaßnahmen beschäftigen; 

denn es gibt kein großes Übertragbarkeitspotenzial. Das spiegelt sich auch im Ergebnis des LBEG 

wider, wie viele alte Bohrungen überhaupt nutzbar sind. 

Von daher sollte man die Kraft für Anstrengungen lieber in andere Bereiche lenken. 

 

Ein solcher anderer Bereich ist beispielsweise der Ausbau und die Weiterentwicklung des Geo-

thermieforums Niedersachsen. Das ist sehr begrüßenswert, denn es handelt sich um eine etab-

lierte Plattform. Es bleibt die Frage: Wer soll das machen? 

Da wir über einen Markthochlauf sprechen, bei dem Wirtschaftsunternehmen aktiv werden sol-

len, sehen wir die Führung durch eine Behörde als nicht geeignet an. Die Aufgabe der Behörde 

ist es, in Genehmigungsfragen zu beraten. Aber der Markthochlauf der Geothermie ist aus mei-

ner Sicht eine Sache der Verbände, in denen alle wichtigen Akteure bereits beteiligt und verbun-

den sind. 

Das bedeutet aber auch, dass das vorhandene Wissen unbedingt konsolidiert werden sollte, 

auch mit KI-Methoden. Es ist sehr viel Wissen vorhanden, es ist aber breit gestreut: beim LBEG, 
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in der Wissenschaft, beim BVEG, beim BVG usw. Für diese Konsolidierung bieten sich aus der 

Sicht der Forschung KI-Methoden an. Das LBEG allein wäre mit einer solchen Aufgabe überlastet. 

 

Eine solche Bereitstellung von Mitteln ist natürlich zu begrüßen, gerade auch aus wissenschaft-

licher Sicht. Dabei kann das GeotIS als durchaus geeigneter Container genutzt werden, der be-

liebig zusätzlich bestückt werden kann. Redundanzen sollten also nicht geschaffen werden - da-

mit würden auch Ressourcen vergeudet -, wenn bereits ein etabliertes System besteht. Dieses 

sollte genutzt und weiterentwickelt werden. 

 

Diese Forderung ist absolut richtig. Die Bohrmeisterschule in Celle ist hier schon erwähnt wor-

den. Aber auch wir als akademische Einrichtung, als Universität, stehen natürlich zur Verfügung. 

Gerne bieten wir Summer Schools an, die gemeinsam mit den Verbänden der Industrie thema-

tisch passend ausgerichtet werden, um für Know-how-Transfer und -Zuwachs aktiv zu werden. 
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Die Akzeptanz steht und fällt mit den Projekten. Bisher ist Geothermie für die meisten Menschen 

eine theoretische Angelegenheit, weil sie nur selten zum Einsatz kommt. Die Akzeptanz kommt 

mit den Projekten, wenn Geothermie also normal wird. Die Menschen haben sich ja auch an 

Autoverkehr, an Gas und vieles mehr gewöhnt, weil es normal geworden ist. Auch die Geother-

mie muss zur Normalität werden. Dafür müssen die Projekte in den Kommunen umgesetzt wer-

den. 

In diesem Zusammenhang möchte ich kurz auf die kommunale Wärmeplanung eingehen. In je-

der Woche kontaktieren mich Kommunen, die dazu Fragen haben. Bei den Kommunen besteht 

dazu ein großer Wissensdurst, aber es fehlen Kompetenzen. In diesem Bereich liegt eine große 

Aufgabe: Wie können wir die niedersächsischen Kommunen unterstützen, dass sie die Geother-

mie in dem Maß, wie sie es benötigen, in ihre Wärmenetze einspeisen können? Möglicherweise 

brauchen wir in Niedersachsen einen Runden Tisch Geothermie unter Beteiligung der kommu-

nalen Verbände. 
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Abg. Reinhold Hilbers (CDU): Sie sprachen von hohen Fix- und niedrigen Betriebskosten. Das 

verleitet Betriebswirte zu der Empfehlung einer hohen Anlagenauslastung. Warum konzentrie-

ren Sie sich auf die Versorgung von Kommunen mit Wärme, was bedeutet, dass es im Sommer 

kaum Abnahme gibt? Könnten Sie in Niedersachsen auch Geothermie für Prozesswärme zur Ver-

fügung stellen? 

Prof. Dr. Inga Moeck: Grundsätzlich kann Geothermie auch Prozesswärme bereitstellen, aber 

im Norddeutschen Becken nicht, weil sich hier die dafür notwendigen hohen Temperaturen 

nicht in einer wirtschaftlich erbohrbaren Tiefe befinden. Das wird auch am Beispiel Schwerin 

deutlich. Für Prozesswärme müsste ein Reservoir mit zumindest 150 °C oder deutlich mehr er-

schlossen werden. Der geothermische Gradient im Norddeutschen Becken eignet sich von daher 

für Wärmenetze. In den wirtschaftlich erbohrbaren Tiefen - damit meine ich 1,5 bis 2 km tiefe 

Bohrungen - stößt man auf Temperaturen zwischen 50 und 80 °C; bei 80 °C sind wir froh. 

Ab einer Tiefe von 2 km steigt die Wahrscheinlichkeit, dass eine Bohrung nicht fündig ist, hier in 

Norddeutschland dramatisch an. Im Untergrund stehen hier Sandsteine an, die durch die Auflast 

kompaktiert werden. In größeren Tiefen sind diese Sandsteinformationen derart kompakt, dass 

die Wahrscheinlichkeit, dass eine Bohrung nicht fündig ist, deutlich ansteigt. Das ist ein Erfah-

rungswert. 

Von daher empfehlen wir in der Wissenschaft, möglichst nur in bis zu 2 km Tiefe zu gehen, weil 

dort die Fündigkeitswahrscheinlichkeit ziemlich hoch ist, aber auch nur mit typischen Tempera-

turen von 50 bis 60 °C. Wie das Beispiel Schwerin zeigt, liegt die Vorlauftemperatur in einem 

Wärmenetz bei 80 oder 90 °C - wenn es sich nicht um ein Dampfnetz handelt; in einem moder-

nen Netz eher bei 60 °C -, sodass man zusätzlich Hochtemperaturwärmepumpen benötigt. Ihr 

Einsatz ist übrigens erst seit entsprechenden Entwicklungen vor rund acht Jahren möglich. In 

Schwerin sollen diese Wärmepumpen in Reihe geschaltet werden. Im Sommer ist der Wärme-

bedarf geringer als im Winter, sodass die Wärmepumpen je nach Wärmebedarf zugeschaltet 

werden. 
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Die Bereitstellung von Prozesswärme kommt hier im Norddeutschen Becken also eher nicht in-

frage. Hier liefert die Geothermie Energie für Wärmenetze. 

Abg. Reinhold Hilbers (CDU): Auch wenn ich selbst Kommunalpolitiker bin, glaube ich nicht, dass 

Kommunen alles selbst können. Auch Sie sagten mehrfach, die Kommunen könnten derartiges 

nicht leisten. Gleichwohl hieß es immer wieder in den Vorträgen, die Geothermie müsse zusam-

men mit den Kommunen angegangen werden. Warum kann man die Wärmeversorgung mit  

Geothermie nicht auch privatwirtschaftlich aufstellen? Lassen Sie mich ein Beispiel anführen: In 

meiner Heimatregion gibt es ein Strohheizkraftwerk, das einen Industriebetrieb und eine Reihe 

von Wohnhäusern mit Wärme vorsorgt. Diese Lösung war rein privatwirtschaftlich entstanden: 

Jemand hat das organisiert, Gesellschafter für sich gewonnen, und das wurde finanziert - das ist 

keine kommunale Angelegenheit -, und die Wärme wird verkauft. Warum kann bei Geothermie 

nicht mehr auf den Kapitalmarkt und auf Unternehmen gesetzt werden, die das anbieten und 

umsetzen? 

Prof. Dr. Inga Moeck: Die Wärmeversorgung über die Wärmenetze sind eine kommunale Auf-

gabe. In den Projekten, an denen wir beteiligt waren, haben wir immer wieder erfahren, dass 

die Akzeptanz in der Bevölkerung groß ist, wenn die Kommune mit einbezogen ist, zumal sie in 

den Genehmigungsverfahren ohnehin mit eingeschaltet sein muss. Dass man ein lokales Unter-

nehmen auch als Investor mit einbezieht, der dann auch am Gewinn aus dem Wärmeverkauf 

beteiligt ist, wäre natürlich eine ideale Lösung. Gleichwohl ist die Kommune die Hauptnutzerin, 

sodass sie beteiligt sein sollte, weil sie sich ohnehin um die Verteilung kümmern muss. Außer-

dem weiß die Kommune, wo sich die Heizwerke bzw. die idealen Standorte für die betreffenden 

Anlagen befinden; denn man kann natürlich aufgrund der komplexen Gegebenheiten in einer 

Kommune nicht überall bohren. Vor diesem Hintergrund gibt es besonders geeignete Einspeise-

punkte, wo dann gebohrt werden sollte. 

Ein weiterer Grund: Die Kommunen müssten beteiligt werden, weil sie auch die kommunale 

Wärmeplanung betreiben müssen. Aber sie sind zurzeit dazu nicht in der Lage, weil sie sich nie 

um Exploration, Erschließung und Bohren kümmern mussten. Von daher gibt es an der Stelle 

eine Lücke, die nicht so einfach zu füllen ist. Eine Ausnahme, die hier schon erwähnt worden ist, 

sind die Stadtwerke München, die rund 20 Jahre für den Aufbau der erforderlichen Kompeten-

zen benötigt haben. Woher soll jetzt also auf die Schnelle die Kompetenz kommen? 

Vor diesem Hintergrund habe ich auf meinen Präsentationsgrafiken die Schaffung einer Platt-

form oder eines Vereins wie GeoEnergy Celle e. V. vorgeschlagen. Dort ist viel Kompetenz ge-

bündelt. Ich möchte nicht despektierlich wirken: Dort sind insbesondere verrentete Personen 

aus der Kohlenwasserstoffindustrie aktiv. - Daran wird aber auch deutlich, dass das Fachwissen 

allmählich schwindet; es muss aber verstetigt und gerettet werden. - Diese Kompetenz muss 

den Kommunen bereitgestellt werden. 
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Herr Hilbers, Ihr Wahlkreis wurde von Lars Wolpmann im Rahmen einer Masterarbeit an der 

Leibniz Universität Hannover untersucht3. Genau dort ist Geothermie wunderbar nutzbar, näm-

lich in den Kreideformationen, genauer: im Valangin. Emlichheim, Meppen und Neuhaus sind 

Kommunen, wo die mitteltiefe Geothermie nutzbar ist. Die Wärme aus dem Valangin kann bis 

zu 80 % der Wärme für die kommunale Wärmeversorgung bereitstellen. 

Abg. Marie Kollenrott (GRÜNE): Das Umwelt- und das Wirtschaftsministerium haben in dieser 

Angelegenheit bereits die Initiative ergriffen. Sie sprachen die Idee an, weiteres Know-how zu-

sammenzutragen. Sie brachten einen Runden Tisch zur Sprache, auch wenn er als Instrument 

derzeit nach dem Motto „Wenn du nicht mehr weiterweißt, gründe einen Arbeitskreis!“ etwas 

unbeliebt ist. Aber um ein solches Nicht-Weiterwissen geht es hier ja gerade nicht, sondern es 

geht um die Bündelung und Erhaltung von Kompetenz. Dabei scheint mir aus meiner Sicht als 

südniedersächsische Abgeordnete auch die TU Clausthal besonders wichtig zu sein. Mich inte-

ressiert, ob Sie zu diesen Themen bereits in Gesprächen sind, und ob Sie bereits einen Ausblick 

auf eine Förderkulisse haben, über die ja derzeit diskutiert wird. 

Prof. Dr. Inga Moeck: Eine genau auf Geothermie abzielende Initiative gibt es in der Wissen-

schaft nicht. Es gibt sie zwar für Geoenergie, aber nicht allein für Geothermie. Insofern ergibt 

sich die Frage, ob man die Kompetenzen in eine Richtung bündeln oder breit streuen will. Bei 

einer breiten Streuung werden auch die Ressourcen entsprechend breit verteilt. Insofern geht 

es um eine Entscheidung über den Einsatz der begrenzten Ressourcen. 

Die Universität Göttingen, das LIAG und die TU Clausthal stehen im Austausch. Sie haben dem 

Forschungsministerium vorgeschlagen, eine Initiative zu starten, wobei unklar ist, wie dieses 

Thema an der Universität Göttingen priorisiert wird. An der TU Clausthal wird es hoch priorisiert. 

Die Universitäten gehen also unterschiedlich vor. Insofern ist es sicherlich gut, die Präsidien die-

ser Universitäten zusammenzubringen, damit eine strategische Ausrichtung erreicht wird. Ge-

nau das meinte ich mit „Runder Tisch“; ich meinte keinen globalgalaktisch zuständigen, an dem 

man sich austauscht und nichts unternimmt. Vielmehr geht es darum, zu konkreten Maßnahmen 

zu kommen, und auch dafür muss man sich zusammensetzen und die Richtung bestimmen. 

Zur Kompetenzerhaltung: Am LIAG gibt es exakt eine Person, die sich um das GeotIS kümmert. 

Wenn sie ausfällt, liegt diese Arbeit brach. Dieser Bereich wird durch den Bund stark gefördert. 

Insofern ergibt sich die Frage: Will sich auch das Land an einer Verstetigung dieses Systems be-

teiligen? Auch darüber muss landesseitig entschieden werden. 

  

                                                           

3 Poster zur Masterarbeit: Anlage 2. Die Masterarbeit mit dem Titel „Die Nutzung der Mitteltiefen Geo-
thermie in Niedersachsen am Beispiel des Valanginium (Unterkreide) - Reservoirsimulation von Bohrungs-
dubletten unter verschiedenen geologischen Randbedingungen“ an der Leibniz Universität Hannover aus 
dem Jahr 2020 wurde den Ausschussmitgliedern am 28. Juni 2023 über die Landtagsverwaltung per E-Mail 
zur Verfügung gestellt. 
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Bundesverband Erdgas, Erdöl und Geoenergie e. V. (BVEG) 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 3 

Anwesend: 

Dr. Ludwig Möhring, Hauptgeschäftsführer 

Dr. Ludwig Möhring: Vielleicht haben Sie sich gefragt, warum heute auch der BVEG hier vorträgt. 

Seit dem Jahr 2016 vertreten wir auch den Bereich der Geoenergie, wofür das „G“ in unserem 

Namen steht. Seinerzeit war für uns wichtig, unsere Expertise für den Bohrlochbergbau auf diese 

kommende Technologie auszurichten; denn der BVEG ist, fundamental gesehen, ein technischer 

Fachverband, auch wenn er sich angesichts der gegebenen großen Themen ebenfalls viel im po-

litischen Raum bewegt. Der BVEG hat das Thema Geothermie auch als technischer Fachverband 

in Angriff genommen. Das wird auch auf unserem Internetauftritt deutlich: Unserem Verband 

geht es beim Bohrlochbergbau darum, Standards aufzuschreiben und Fortentwicklungen zu er-

reichen. In diesem Zusammenhang haben wir einen Leitfaden für die Integrität geothermischer 

Bohrungen vor dem Hintergrund ausgeweitet, dass selbstverständlich auch hier Qualität benö-

tigt wird; das ist hier bereits angeklungen. Aber wir haben vor einiger Zeit auch ein Leistungs-

spektrum Geothermie veröffentlicht, in dem es darum geht, Geothermieprojekte - natürlich mit 

besonderer Betonung des Untertageteils - professionell zu managen. 

Bevor ich konkret auf einige Anregungen der CDU-Fraktion komme, möchte ich drei Eckpunkte 

zur Einordnung der Gesamtthematik vorstellen. 

Erstens. Heute haben wir alle wohl mitgenommen, dass es nicht um die Frage geht, ob Tiefen-

geothermie eine gute Idee ist oder nicht, sondern wir diskutieren hier nur über die Frage, wie 

sie umgesetzt werden kann. Dieser Ansatz ist genau richtig. Der Umbau des Wärmemarktes 

steht auch nach zehn Jahren Energiewende noch am Anfang. 

Wenige Zahlen zur Erinnerung: 59 % des deutschen Endenergieverbrauchs fallen im Wärme-

markt an. Der gesamte Stromverbrauch in Deutschland macht 21 % des Endenergieverbrauchs 

aus. Und in Deutschland sind wir - zu Recht - sehr stolz darauf, dass wir mittlerweile in der Lage 

sind, 40 bis 50 % des Stroms mit erneuerbaren Energien zu erzeugen. Jetzt reden wir aber über 

59 % des deutschen Endenergieverbrauchs, den wir erneuerbar decken wollen, der zurzeit aber 

gerade nur zu 17 % erneuerbar gedeckt ist. Das zeigt, wie groß die Aufgabe ist - wir haben heute 

schon einiges über Skalierung gehört. 

Deshalb gibt es auch keinen Wettbewerb, ob die Wärme mit Wärmepumpen oder mithilfe der 

Tiefengeothermie erzeugt wird. Vielmehr werden wir alles brauchen. Aber eines ist sicher: Die 

dafür benötigten Mengen an Strom werden wir mit Sicherheit nicht nur hier in Deutschland pro-

duzieren können. Die Tiefengeothermie wird hier deshalb eine große Rolle spielen können, wenn 

wir es denn richtig angehen. Hierzu möchte ich drei wesentliche Aspekte ansprechen: 

Erfolgreiche Projekte in Deutschland werden benötigt 

Wir haben es gehört: Die Tiefengeothermie ist derzeit eine Nischenanwendung, und sie muss 

ihre Potenziale entwickeln. In dem Zusammenhang brauchen wir Erfolge, also erfolgreiche Pro-

jekte hier in Deutschland. Nicht erfolgreiche Projekte werden dazu führen - wir alle kennen die 
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Stimmung im Land und wissen, wie schnell so etwas geht -, dass ein Thema wie dieses gar nicht 

mehr so euphorisch verfolgt wird. Wir brauchen also erfolgreiche Projekte! 

Diese fallen aber nicht vom Himmel. Wir brauchen Rahmenbedingungen, die den Prozess, die 

Tiefengeothermie aus ihrer Nische herauszuführen, beschleunigen. Und wir brauchen Rahmen-

bedingungen für die Qualitätssicherung. Dann wird es uns gelingen, auch eine Tiefengeother-

mieindustrie zu entwickeln. Bislang ist man - Kommunen, Unternehmen - in diesem Bereich frag-

mentiert unterwegs, wie meine Vorrednerin und meine Vorredner beschrieben haben, und all 

die Schritte werden oft zum ersten Mal gegangen - mit allen damit verbundenen Risiken. 

Besonderheiten der Tiefengeothermie sind zu beachten 

Um das Potenzial der Tiefengeothermie zu erschließen, sind die Besonderheiten der Tiefenge-

othermie zu beachten. Ein Punkt, den auch Herr Hilbers angesprochen hat, ist spannend: Wer 

sollte diese Projekte durchführen? Aus meiner Erfahrung mit Öl und Gas kann ich sagen, dass 

beide Energieträger einen großen Vorteil haben: Sie werden gefördert und dann abtranspor-

tiert. Tiefengeothermie ist hingegen ein regionales Geschäft. Das heißt, von Anfang an muss die 

örtliche Wärmevermarktung mitgedacht werden. Diese Aufgabe werden meist Stadtwerke 

übernehmen. 

So zentral, wie die Rolle der Stadtwerke ist, geht es nicht darum, dass jedes Stadtwerk ein riesi-

ges neues Know-how aufbaut, wofür Öl- und Gasunternehmen Jahrzehnte benötigt haben, son-

dern hier geht es um die Partner; sie haben die erforderliche Upstream-Kompetenz. Sie können 

den Untergrund bewerten und haben die Erfahrung für die Entwicklung der Projekte. 

Finanzielle Unterstützung für die Tiefengeothermie 

Die Tiefengeothermie muss sich im Wettbewerb mit vielen anderen Technologien am Markt 

etablieren. Ohne eine kluge finanzielle Unterstützung wird es nicht gehen; auch hierzu ist heute 

viel Richtiges gesagt worden. Diese finanzielle Unterstützung ist auch erforderlich, weil sie nicht 

nur mit hochgradig etablierten Technologien wie Heizöl und Erdgas etc. konkurrieren muss - die 

fossilen Energieträger laufen aus, sie werden in nächster Zeit mit einem CO2-Preis belastet -, 

sondern auch mit schlichten Luft-Wärmepumpen, die zurzeit massiv subventioniert werden. Ich 

will das hier nicht kritisieren; denn wir alle wollen die Dekarbonisierung befördern. Aber in die-

sem Kontext muss eine verantwortliche Politik mit einer volkswirtschaftlichen Betrachtung be-

ginnen. Diese Politik darf im nächsten Schritt nicht dazu führen, dass Tiefengeothermie im Ver-

gleich zu teuer wird. An dieser Stelle muss eine Balance geschaffen werden. Ich weiß, dass das 

nicht zuvörderst ein Thema der Landesregierung ist, aber entsprechende Initiativen können er-

griffen werden. 

Staatliche Unterstützung - auch das ist bereits angeklungen - sollte im Wege von Förderrichtli-

nien an klaren Vorgaben orientiert werden. Förderrichtlinien sind eng an die technischen Anfor-

derungen, an Projektentwicklung und die Projektumsetzung angelehnt zu entwickeln. Hierbei 

sind Best-Practice-Entwicklungen zu forcieren, damit es zu einer Lernkurve kommt. Qualitätsan-

forderungen an die Durchführung sind zu formulieren. Wenn entsprechende Förderrichtlinien 

vorliegen, wird dies alles schließlich - da bin ich mir sehr sicher - dazu führen, dass auch die Ver-

sicherungen wieder auf den Plan kommen; denn dann sind die Anforderungen so hoch entwi-
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ckelt, dass es für sie wieder interessant wird. Neulich habe ich mit einem Vertreter einer Versi-

cherung gesprochen, für den das Thema Tiefengeothermie derzeit eine „zu lose Geschichte“ ist, 

um sich dem Thema mit seinen Risiken aus Versicherungssicht zu stellen. Aber wir müssen in 

Deutschland wieder so weit kommen, dass die Versicherungen dabei sind. Und grundsätzlich ist 

es ja das Kerngeschäft von Versicherungen, auch in einem solchen Bereich aktiv zu sein. 

Zweitens geht es um die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren. Auch hierzu kann ich auf 

meine Vorrednerin und meine Vorredner verweisen. Es geht nicht so sehr um die rechtlichen 

Rahmenbedingungen, sondern um Beschleunigung. „Beschleunigung“ bedeutet aus meiner 

Sicht standardisieren, digitalisieren und - bei allem Respekt für das LBEG, mit dem ich in meiner 

grundsätzlichen Rolle als Vertreter der Industrie permanent im Kontakt stehe - die angemessene 

personelle und technische Ausstattung des LBEG, damit es die kommenden Arbeiten bewältigen 

kann. Auch das ist eine Frage des Commitments der Landesregierung. 

Drittens ist die Datenbasis zu verbessern; das umfasst einen Zugang zu digital verfügbaren Da-

ten. Das Geologiedatengesetz ist nach langem Ringen vor drei Jahren in Kraft getreten und 

schafft die Voraussetzungen für den Zugang zu den erforderlichen Daten. Nun muss die Verwal-

tungspraxis folgen. Auch hier geht es um die Digitalisierung der vorhandenen Daten. 

Nachfolgend möchte ich auf einige Punkte zu sprechen kommen, die bereits meine Vorrednerin 

und meine Vorredner zur Sprache gebracht haben. 

Die Nachnutzung von Bohrungen ist angesprochen worden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

die Bohrung in relativer Nähe zu den Wärmeabnehmern benötigt wird; das ist schon angespro-

chen worden. Das heißt, ein Großteil der Bohrungen steht für eine Wärmenutzung in der Praxis 

nicht zur Verfügung. An der Stelle müsste geclustert werden, um die für eine Wärmenutzung 

denkbaren Bohrungen zu ermitteln. Außerdem gibt es eine Reihe weiterer technischer Anforde-

rungen, die erfüllt sein müssen, damit eine Bohrung tatsächlich für eine geothermische Nutzung 

zur Verfügung steht. So kommt es auf den richtigen Durchmesser an, die Integritätsanforderun-

gen müssen weiterhin erfüllt werden usw. Fakt ist: Am Ende des Tages wird eine Reihe von Boh-

rungen potenziell zur Verfügung stehen, weil sie die Anforderungen erfüllen.  

Ein sehr spannender - und in meinen Augen rechtlich noch nicht zur Zufriedenheit gelös-

ter - Punkt liegt nach meiner Meinung bei der Übergabe einer Bohrung vom Vornutzer auf den 

Nachnutzer, also in der Praxis vom Öl-/Gasunternehmen an das Geothermieunternehmen: Es 

werden Haftungsregelungen benötigt, die interessengerecht dafür sorgen, dass das Verhältnis 

zwischen beiden Seiten geklärt ist. Lassen Sie es mich kursorisch beschreiben: Sicherlich wird 

der Vornutzer nicht für Schäden haften können, die ohne die Nachnutzung nicht entstanden 

wären. Und der Nachnutzer - also das Geothermieunternehmen - wird sicherlich nicht für Schä-

den haften wollen und können, die dem Vornutzer zuzuschreiben sind. Das wird man rechtlich 

sauber erfassen müssen. Ansonsten wird es immer wieder in diesem Zusammenhang zu schwie-

rigen Debatten kommen. 

Auch ich wollte diesen Punkt ansprechen und freue mich, dass ich jetzt auf andere rekurrieren 

kann: das Geothermieforum Niedersachsen, dessen Partner wir von Anfang an sehr gerne waren 

und weiterhin sein werden. Wir würden es sehr begrüßen, wenn das Land - z. B. über das 

LBEG - dieses Forum zu einer breit zugänglichen Geothermieplattform entwickeln würde. Dort 
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könnten nicht nur die Erfahrungen und Best Practices zwischen den Akteuren ausgetauscht wer-

den, sondern dort könnte auch der Zugang zu kompetenten Geothermieunternehmen 

und -dienstleistern verschafft werden. Damit könnten insbesondere die Kommunen und die 

Stadtwerke, für die Tiefengeothermie Neuland ist, darauf vertrauen, dass sie Zugang zu den pro-

fessionellen Unternehmen bekommen, mit denen sie weiterarbeiten können. Gerade in dieser 

Frühphase, in der sich viele Akteure auf der Lernkurve befinden, kann das Geothermieforum 

Niedersachsen unserer Ansicht nach wertvollsten Input leisten. 

Nun habe ich das Privileg desjenigen, der als Letzter spricht. In dieser Rolle möchte ich zwei 

weitere Punkte ansprechen. 

Herr Hilbers, zum Stichwort „Geschäftsmodell“: Zum Glück muss man nicht alles staatlich fest-

legen - auch wenn sich im Energiebereich kaum noch jemand daran erinnert. Geschäftsmodelle 

können sich ja auch entwickeln. Bei der Tiefengeothermie gibt es eine ziemlich klare Wertschöp-

fungskette: Es gibt Geothermie-Upstream-Unternehmen, die hervorragend in der Lage sind, 

diese Risiken zu verstehen und zu managen und ein Projekt - damit meine ich den Upstream-

Teil - mit möglichst geringem Risiko durchzuziehen. Ferner gibt es Stadtwerke, die perfekt darin 

sind, sich um die Fernwärme zu kümmern. Ich habe 20 Jahre lang Erdgas an Stadtwerke verkauft 

und kann von daher wohl ziemlich gut beurteilen, was diese Unternehmen gut können - und was 

sie sinnvollerweise nicht so gut können, weil es nicht zum Kern ihres Geschäftsmodells gehört. 

Ob die Stadtwerke ein Joint venture eingehen, ob die Stadtwerke dem Upstream-Unternehmen 

das Projekt abkaufen, ob sie auf eine dritte Weise zusammenarbeiten - da gibt es einen bunten 

Strauß von Möglichkeiten -: Es gibt generische Rollen, die man meiner Ansicht nach nicht verän-

dern sollte. Die Stadtwerke sind am besten in der Lage, Fernwärmenetze zu betreiben, sie haben 

den Zugang zu den Kunden und auch ihr Vertrauen. Außerdem gibt es Upstream-Kompetenz in 

anderen Unternehmen. 

Die Stadtwerke München, die zu Recht als Vorzeigeunternehmen genannt werden, sollten nicht 

mit beliebigen anderen Stadtwerken in Niedersachsen verglichen werden, auch wenn jeweils 

„Stadtwerke“ im Namen steht. Die Stadtwerke München haben in der Vergangenheit sogar ein 

Atomkraftwerk betrieben - in dieser Dimension bewegt man sich dort. Was man sich aber von 

München abschauen kann: Die dortigen Stadtwerke hatten und haben eine Spitze, die die Tie-

fengeothermie wollte und will. Dieses Unternehmen hatte im Übrigen Zugang zu Upstream-

Know-how, weil es auch eigene Öl- und Gasvorkommen hatte. Die Stadtwerke München bilden 

also einen Sonderfall. 

Vorhin wurde nach der Wirtschaftlichkeit von Tiefengeothermie gefragt. Man sollte nicht über 

Preise reden, insbesondere nicht mit Ausblick auf die Zukunft. Als früherer Gashändler bin ich 

an der Stelle grundsätzlich vorsichtig. Bitte vergleichen Sie nicht die Preise für Fernwärme aus 

Tiefengeothermie, die in zwei oder fünf Jahren anfallen werden, mit den heute gegebenen Prei-

sen für Wärme aus Öl und Gas; denn mit einer CO2-Abgabe liegt der Preis für diese Energieträger 

in des Gesetzgebers Hand. Wir wollen den Wärmemarkt dekarbonisieren! Das heißt, der wahre 

Wettbewerb ist die alternative dekarbonisierte Wärme - über diesen Wettbewerber reden wir 

langfristig. Wir reden sehr viel mehr über die Erträglichkeit von Kosten und über das Vertrauen 

der Bürgerinnen und Bürger vor Ort, sich der Fernwärme aus der Tiefengeothermie positiv zu-

zuwenden. 
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Abg. Omid Najafi (AfD): Sie sagten, Deutschland könne nicht genügend Erneuerbarenstrom er-

zeugen, sodass Strom importiert werden müsse. Bitte erläutern Sie das näher. 

Dr. Ludwig Möhring: Die Struktur des Endenergieverbrauchs und der Anteil der Erneuerbaren 

am Stromverbrauch führen immer wieder zu Verwirrung. Zu Recht ist man hierzulande stolz da-

rauf, dass Strom zu rund 50 % aus erneuerbaren Quellen stammt, aber das bezieht sich nur auf 

den Stromanteil - die genannten 21 %; das schwankt witterungsbedingt zwischen 20 und 

25 % - im Gesamtenergieverbrauch. Zukünftig soll der Stromverbrauch in Deutschland massiv 

erhöht werden: Elektromobilität, Wärmepumpen, Industrieanwendungen. Das BMWK geht von 

daher von massiven Verbrauchsanstiegen aus, von - wenn ich die Größenordnungen richtig in 

Erinnerung habe - 500 auf 700 TWh je Jahr. Andere sprechen von zukünftig 900 TWh je Jahr. Wir 

sprechen also von 60 bis 80 % mehr Stromverbrauch, trotz aller Effizienzbemühungen. 

An dieser Stelle ergibt sich die Frage, woher diese Strommengen kommen sollen - und sie sollen 

aus erneuerbaren Quellen stammen. In der Hinsicht besteht in Deutschland ein Limit. Wie weit 

Wind- und Solarenergie in Deutschland ausgebaut werden müssten, um diese Strommengen 

bereitzustellen, kann ich gerade nicht sagen. 

Abg. Omid Najafi (AfD): Auf die Nachfrage von Herrn Hilbers nannte Ihr Bruder vorhin einen 

Fernwärmepreis von rund 160 Euro/MWh. Können Sie das näher erläutern? 

Dr. Ludwig Möhring: Das ist ein Endkundenpreis in großen Netzen wie in Berlin oder Hamburg. 

Rechnet man das auf die Kilowattstunde um, dann erhält man 16 ct/kWh, also mehr als die Gas-

preisbremse mit 12 ct/kWh. Aber ich verweise auf meine These zum Vergleich von Preisen: Der 

heutige Gaspreis ist nicht anzulegen, wenn man die zukünftige Wettbewerbssituation betrach-

tet. 

Abg. Marie Kollenrott (GRÜNE): Ihre Branche entwickelt sich in ein neues Geschäftsfeld, aber 

wir möchten die Arbeitsplätze in dem Bereich nicht verlieren. Deswegen würde ich mich über 

eine Aussage von Ihnen freuen, welche Perspektiven Sie sehen. Kann das neue Geschäftsfeld 

Geothermie das Know-how auffangen und halten, insbesondere wenn es mit wissenschaftlicher 

Weiterentwicklung und Ausbildung von Fachkräften unterstützt wird? Oder blicken Sie da eher 

pessimistisch in die Zukunft? 

Dr. Ludwig Möhring: Ich finde es wunderbar, dass diese Themen hier zunehmend ihre berech-

tigte Bedeutung erhalten. Dazu zählt auch: Haben wir in Deutschland noch das notwendige 

Know-how? Ich spreche jetzt nicht über die Öl- und Gasförderunternehmen, sondern wir spre-

chen über die Dienstleister; denn die Förderunternehmen bohren nicht selbst, sondern sie be-

reiten das Projekt vor, und das Bohren wird von speziellen großen Unternehmen übernommen, 

die sich in Deutschland in den letzten Jahren leider verkleinert haben, weil die Förderunterneh-

men weniger aktiv waren. Im BVEG, zu deren Mitgliedern auch die Dienstleister zählen, disku-

tieren wir mittlerweile, wie wir das in den Griff bekommen können. 

Machen wir uns nichts vor! Die Bohrunternehmen sind in aller Regel international agierende 

Unternehmen, z. B. Schlumberger und Halliburton. Das bedeutet, sie können internationales 

Know-how reinholen, aber sie reagieren auch auf Signale aus den Märkten. Wenn von Deutsch-

land das Signal ausgeht - ernstzunehmende Signale, nicht nur von PowerPoint-Grafiken -, dass 

hier die Tiefengeothermie Fortschritte macht und auch von einer Aktivität im Öl- und Gasbereich 
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gerechtfertigt auszugehen ist, dann werden diese Unternehmen ihre Aktivität in Deutschland 

natürlich hochziehen. Das ist die erste Perspektive, die die Unternehmen betrifft. 

Die zweite Perspektive, mit der wir uns mittlerweile auch befassen, betrifft die Frage: Wie ge-

winnt man junge Menschen für den Bohrlochbergbau als Grundlage für die Energieversorgung? 

Sie haben 10 oder 15 Jahre lang das Gegenteil gehört. Aber Energieversorgung insgesamt ist 

zukunftsorientiert. Auch Öl und Gas werden hier noch lange Zeit benötigt. 

Abg. André Hüttemeyer (CDU): Auch ich wollte fragen, ob die großen Bohrunternehmen Ihrer 

Meinung nach bereit sind, ihre Aktivitäten in Deutschland wieder hochzufahren. Wenn die ge-

setzlichen Rahmenbedingungen und die Zukunftsperspektiven für die Tiefengeothermie stim-

men, wird das Ihrer Meinung nach der Fall sein. Wie lange würde das dauern? 

Dr. Ludwig Möhring: Viel wichtiger erscheint mir die Frage, wie groß das Vertrauen dieser Un-

ternehmen sein muss, sodass sie tatsächlich nach Deutschland „zurückkommen“. Wenn es um 

bestimmte Prozesse innerhalb der Transformation in Deutschland geht, sind gerade bei interna-

tionalen Akteuren die Augenbrauen sehr stark hochgezogen worden - nach dem Motto: „Meint 

Deutschland das wirklich ernst?“ Diese Akteure wollen belegt sehen, dass Deutschland das ernst 

nimmt. 

Abg. Thordies Hanisch (SPD): Frau Moeck und auch Sie, Herr Möhring, haben erwähnt, dass die 

Digitalisierung der Daten ausgesprochen wichtig sei; das liegt nahe. Aber es geht auch um die 

Digitalisierung von Verfahren, auch im Hinblick auf die Fachkräfte. Haben Sie konkrete Ansätze, 

an welchen Stellen digitalisiert werden kann - auch um die künftige hohe Zahl von Verfahren 

bewältigen zu können -, um im Bereich der Tiefengeothermie voranzukommen? Ich wäre allen 

Anzuhörenden dankbar, wenn Sie sich dazu im Nachgang zur Sitzung schriftlich äußern würden.4 

Dr. Ludwig Möhring: Meine Antwort weist in zwei Richtungen: 

Erstens das Verwaltungsverfahren: Es geht für Unternehmen wie für Behörden um Digitalisie-

rung, Automatisierung und um Standardisierung. Das hören Sie hier wahrscheinlich regelmäßig. 

Das sind allgemeine Anforderungen an den Behördenalltag in Deutschland. 

Zweitens. Unsere Industrie hat die ihr vorliegenden Daten seit Jahrzehnten an die Landesberg-

ämter übergeben, auch schon ohne das Geologiedatengesetz. Sie dürfen sich das jetzt nicht so 

vorstellen, dass es eine Cloud gibt, in der die Daten abgelegt sind. Nein, „Datenzugriff“ bedeutet, 

dass jemand in den Keller geht und nachschaut. Und wehe, diese Person ist krank, pensioniert 

o. Ä.: Dann entfällt der Zugang zu den Daten - insbesondere zu Daten, mit denen diejenigen, die 

den Zugriff erbitten, ernsthaft etwas anfangen können. Es müssen also Mittel zur Verfügung 

gestellt werden, dass diese Daten digital verarbeitbar sind. PDF ist aber noch nicht wirklich digi-

tal! 

 

 

                                                           

4 Diese Bitte wurde durch die Landtagsverwaltung am 30. Juni 2023 an die übrigen Anzuhörenden weiter-
geleitet. Bis zum 15. August 2023 gingen keine Antworten ein. 
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Verfahrensfragen 

Abg. Thordies Hanisch (SPD) meint, der vorliegende Antrag enthalte viele gute Ansätze. Die An-

hörung habe aber gezeigt, dass der Antrag in einigen Bereichen ergänzt werden sollte. 

Die Vertreterin der Koalitionsfraktionen kündigt an, nach der Auswertung der Anhörung einen 

Änderungsvorschlag vorzulegen. 

Abg. André Hüttemeyer (CDU) führt aus, die Anhörung habe gezeigt, dass mit dem Antrag ein 

wichtiges Thema aufgegriffen worden sei. Es bestehe Einvernehmen, dass in Niedersachsen ein 

hohes Potenzial zur Nutzung der Tiefengeothermie bestehe, das unbedingt zu nutzen sei. 

Auch er kündigt an, den Antrag nach der Auswertung der Anhörung zu überarbeiten und einen 

Änderungsvorschlag vorzulegen. 

Der Ausschuss kommt überein, die Beratung nach der Auswertung der Anhörung und der Vor-

lage der angekündigten Änderungsvorschläge zeitnah fortzusetzen. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Klimaschutzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/1598 

erste Beratung: 16. Plenarsitzung am 21.06.2023 

federführend: AfUEuK; 

mitberatend: AfRuV; 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 GO LT: AfHuF 

dazu: Eingabe 00077/09/19 

 

Verfahrensfragen 

Vors. Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) berichtet, in Vorgesprächen am Rande des Juni-Plenums 

habe sich Einvernehmen abgezeichnet, über die vom Plenum beschlossenen Mitberatungen hin-

aus den Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz u. a. im Hinblick auf 

Agri-PV, den Ausschuss für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung sowie den Ausschuss 

für Inneres und Sport bezüglich kommunaler Angelegenheiten zur Anhörung mit einzuladen und 

um Stellungnahmen gemäß § 28 Abs. 4 GO LT zu bitten. 

Der Ausschuss sieht nach einer kurzen Aussprache für die Sitzung am 21. August 2023 eine 

mündliche Anhörung vor, für die die Fraktionen gegenüber der Landtagsverwaltung bis zum 

30. Juni 2023 Anzuhörende nach dem Schlüssel 3/3/1/1 benennen sollen. Zu der Anhörung wird 

den Ausschüssen 

- für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 

- für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung sowie 

- für Inneres und Sport 

die Teilnahme anheimgestellt. Außerdem werden sie gemäß § 28 Abs. 4 GO LT um die Abgabe 

von Stellungnahmen zu den sie betreffenden Aspekten gebeten. 

Als zeitlicher Rahmen werden für die Anhörung pro Anzuhörendem jeweils zehn Minuten Vor-

trags- und Diskussionszeit vorgesehen. Die Anzuhörenden werden gebeten, vorab eine schriftli-

che Stellungnahme zu übersenden. Es wird eine Pause vorgesehen. 

Im Nachgang zur Sitzung schlagen die Fraktionen die Anhörung folgender Verbände vor: 

- Fraktion der SPD: 

 BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. - Landesgruppe Nord-

deutschland gemeinsam mit Landesverband Erneuerbare Energien Niedersach-

sen/Bremen e. V. 

 ein Vertreter für Bürgerräte (angehört wird Mehr Demokratie e. V.) 

 Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen GmbH (KEAN) 

  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01598.pdf
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- Fraktion der CDU: 

 Industrieverband Garten (IVG) e. V. 

 Landesvertretung der Handwerkskammern Niedersachsen (sie leitete die Einladung 

weiter an die Landesvereinigung Bauwirtschaft Niedersachsen e. V.) 

 Landvolk Niedersachsen - Landesbauernverband e. V. 

- Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: 

 NiedersachsenZero 

- Die Fraktion der AfD benennt keinen Anzuhörenden. 

- Einvernehmlich zusätzlich benannt: 

 Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drs. 19/1581 

erste Beratung: 16. Plenarsitzung am 21.06.2023 

federführend: AfUEuK;  

mitberatend: AfRuV; 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 GO LT: AfHuF 

 

Verfahrensfragen 

Abg. Jonas Pohlmann (CDU) schlägt vor, der Ausschuss solle sich zunächst zu dem vorliegenden 

Thema durch die Landesregierung unterrichten lassen, und weist auf die Aspekte hin, die ge-

meinnützige Vereine beträfen. - Abg. Gerd Hujahn (SPD) unterstützt diesen Vorschlag und erin-

nert ebenfalls an die sportpolitischen Aspekte. Insofern biete es sich an, den Ausschuss für In-

neres und Sport gegebenenfalls zu gegebener Zeit zu beteiligen. 

Der Ausschuss bittet die Landesregierung nach kurzer weiterer Aussprache um eine Unterrich-

tung zu dem Thema. Da auch kommunal- und sportpolitische Aspekte betroffen sind, kommt 

der Ausschuss überein, dem Ausschuss für Inneres und Sport die Niederschrift über die Unter-

richtung zukommen zu lassen. Über eine Anhörung und das Einholen von Stellungnahmen ge-

mäß § 28 Abs. 4 GO LT soll nach der Unterrichtung befunden werden. 

 

*** 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01581.pdf
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Tagesordnungspunkt 4: 

Wasser in Zeiten des Klimawandels - ein nachhaltiges und integriertes Wassermanagement 

für Niedersachsen weiterentwickeln 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/1602 

erste Beratung: 16. Plenarsitzung am 21.06.2023 

AfUEuK 

 

Verfahrensfragen 

Nach entsprechenden Vorschlägen von Abg. Gerd Hujahn (SPD), Abg. Thordies Hanisch (SPD) 

und Abg. André Hüttemeyer (CDU) kommt der Ausschuss nach kurzer Aussprache überein, die 

Beratung des Antrags mit dem Antrag der Fraktion der CDU in Drucksache 19/805 („Wasserma-

nagement in Zeiten des Klimawandels: Wasser sparen, Infrastrukturen anpassen, Hochwasser-

schutz verbessern, Wissenslücken schließen“) zusammenzufassen und zunächst die Landesre-

gierung um eine Unterrichtung zu dem Themenbereich zu bitten. Ferner bittet der Ausschuss 

die Ausschüsse 

- für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 

- für Wissenschaft und Kultur, 

- für Inneres und Sport, 

- für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung, 

- für Rechts- und Verfassungsfragen sowie 

- für Haushalt und Finanzen (zu Drs. 19/1602) 

um die Abgabe von Stellungnahmen gemäß § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 3 S. 1 GO LT (im Falle 

des Antrags in der Drucksache 19/805 i. V. m. § 39 Abs. 2 Satz 1 GO LT) zu den sie betreffenden 

Aspekten. Nach der Unterrichtung soll über eine Anhörung befunden werden. 

 

*** 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01602.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01602.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Den Ausbau erneuerbarer Energien fördern, nicht gefährden: (Re-)Investitionen in Anlagen zur 

Erzeugung erneuerbarer Energien bei der Abschöpfung von Überschusserlösen privilegieren 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/114 

erste Beratung: 4. Plenarsitzung am 13.12.2022 

AfUEuK 

zuletzt behandelt: 9. Sitzung am 24.04.2023 (Verfahrensfragen) 

 

Fortsetzung der Beratung 

Beratungsgrundlage: Schriftliche Unterrichtung durch die Landesregierung (Vorlage 1 mit zwei 

Nachträgen) und schriftliche Stellungnahmen im Rahmen der Anhörung (Vorlagen 2 bis 5) 

Abg. André Hüttemeyer (CDU) berichtet, seine Fraktion habe die vorliegenden Materialien aus-

gewertet und auf dieser Grundlage in den zurückliegenden Tagen einen Änderungsvorschlag er-

arbeitet, der zu dieser Sitzung als kurzfristig erstellte Tischvorlage ins Verfahren eingebracht 

werde (Anlage 3), bei der die Änderungen gegenüber dem Antrag hervorgehoben seien. 

Die vorgeschlagenen Änderungen beträfen insbesondere die gesetzgeberischen Entwicklungen 

seit der Einbringung des Antrags, aber auch wenige zusätzliche Aspekte, so zu zukünftigen Über-

schusserlösen. 

Der Abgeordnete schlägt vor, wegen der Kurzfristigkeit der Vorlage des Änderungsvorschlags 

die Beratung zeitnah nach der Sommerpause fortzusetzen. - Abg. Thordies Hanisch (SPD) be-

grüßt diesen Verfahrensvorschlag. 

Der Ausschuss kommt überein, die Beratung zeitnah nach der Auswertung des Änderungsvor-

schlags fortzusetzen. 

 

*** 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/00001-00500/19-00114.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

Antrag der CDU-Fraktion auf Unterrichtung durch die Landesregierung zur Teilprivilegierung 

von Vorhaben zur Nutzung solarer Strahlungsenergie längs von Autobahnen und Hauptschie-

nenwegen nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 Baugesetzbuch 

 

Beschluss 

Abg. André Hüttemeyer (CDU) stellt die Eckpunkte des Antrags auf Unterrichtung (Anlage 4) vor 

und erinnert an die Unterrichtung durch die Landesregierung zum gleichen Themenbereich in 

der 4. Sitzung am 13. Februar 2023 und die dabei offengebliebenen Aspekte. Für die Klärung 

dieser Fragen erscheine eine schriftliche Unterrichtung geeignet. 

Der Ausschuss billigt den Antrag und bittet die Landesregierung um eine schriftliche Unterrich-

tung. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 7: 

Verschiedenes 

Der Ausschuss erörtert Terminfragen. Er kommt überein, für den 11. September und den Vor-

mittag des 18. September 2023 - für den Nachmittag jenes Tages sind die Vorstellung des Ent-

wurfs des Einzelplans 15 des Haushaltsplanentwurfs 2024 und die Debatte darüber vorgese-

hen - zusätzliche Sitzungen vorzusehen. 

Ferner setzt er die Planung von parlamentarischen Informationsreisen nach Brüssel (19. bis 

21. Februar 2024) und ins europäische Ausland fort. - Als Zeitraum für diese Informationsreise 

schlägt Vors. Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) den Zeitraum vom 3. bis zum 7. Juni 2024 vor. 

Die Gespräche vor Ort könnten sich dabei u. a. um die Themen Energie, Wasserstoff und Umgang 

mit dem Wolf drehen. Sie bittet die Fraktionen, bis Anfang September zu Reiseziel und Themen 

zu einer Vorklärung zu kommen. 

 

*** 
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7MW\PMZUQ[KPM 5VMZOQM Q[\ MQVM b]S]VN\[NcPQOM 5VMZOQMY]MTTM% LQM MQVMV _M[MV\TQKPMV 2MQ\ZIO b]Z 

GcZUM_MVLM TMQ[\MV SdVV\M' 4I[ \PMZUQ[KPM @W\MV\QIT LMZ DQMNMV ]VL QV[JM[WVLMZM LMZ [WOMVIVV\MV 

=Q\\MT\QMNMV 7MW\PMZUQM #DQMNMVJMZMQKP ^WV -)) U JQ[ M\_I +))) U$% _QZL LMZbMQ\ VWKP ]Vb]ZMQKPMVL 

OMV]\b\' 4IJMQ TQMO\ >QMLMZ[IKP[MV b] OZWfMV DMQTMV QU >WZLLM]\[KPMV 2MKSMV% LI[ OMUM[[MV IV 

[MQVMZ 1][LMPV]VO ]VL CMLQUMV\UcKP\QOSMQ\% LQM JMLM]\MVL[\M <IOMZ[\c\\M NeZ OMW\PMZUQ[KPM 

5VMZOQM QV 4M]\[KPTIVL Q[\ #GWTNOZIUU M\ IT' +)*-$' 6eZ LQM OMW\PMZUQ[KPM >]\b]VO SWUUMV LIJMQ 

MQVM BMQPM ^WV UM[WbWQ[KPMV CIVL[\MQVMV QV 6ZIOM% LIZ]V\MZ LQM 7M[\MQVM LMZ EV\MZSZMQLM'

=Q\ LMZ >M]^MZdNNMV\TQKP]VO LMZ ;IZ\M b] LMV M`XTWZI\QWV[ZMTM^IV\MV 7M[\MQVMV LM[ FITIVOQVQ]U 

#EV\MZSZMQLM$ QU =IQ +)+) L]ZKP LI[ <IVLM[IU\ NeZ 2MZOJI]% 5VMZOQM ]VL 7MWTWOQM #<257$ [\MP\ MQV 

]UNIVOZMQKPMZ 4I\MV[I\b IV BM[MZ^WQZXIZIUM\MZV b]Z FMZNeO]VO% LMZ M[ MZTI]J\% LQM 7M[\MQVM LMZ 

EV\MZSZMQLM >QMLMZ[IKP[MV[ NeZ MQVM OMW\PMZUQ[KPM >]\b]VO VcPMZ b] ]V\MZ[]KPMV'

EU LQM [\IJQTM @ZWL]S\QWV ^WV OMW\PMZUQ[KPMZ 5VMZOQM UQ\ MQVMZ PaLZW\PMZUITMV 4]JTM\\M b] [QU]TQMZMV% 

_]ZLM MQVM V]UMZQ[KPM \PMZUWPaLZI]TQ[KPM BM[MZ^WQZ[QU]TI\QWV UQ\ 3?=C?< =]T\QXPa[QK[g L]ZKPOMNePZ\% ]U 

LI[ \PMZUQ[KPM @W\MVbQIT ]V\MZ \aXQ[KPMV BM[MZ^WQZXIZIUM\MZV NeZ LI[ FITIVOQVQ]U IJb][KPc\bMV ]VL LQM 

;WV\ZWTTXIZIUM\MZ b] JM[\QUUMV% LQM LQM \PMZUQ[KPM @ZWL]S\QWV JMOZMVbMV' 8QMZb] _]ZLM MQV ,4&=WLMTT 

MZ[\MTT\% QV LMU LQM OMWTWOQ[KPMV BIVLJMLQVO]VOMV _QM @WZW[Q\c\% @MZUMIJQTQ\c\% BM[MZ^WQZUcKP\OSMQ\ ]VL 

@ZWL]S\QWV[XIZIUM\MZ _QM 6TQMfZI\M% 9VRMS\QWV[\MUXMZI\]Z ]VL 4]JTM\\MVIJ[\IVL ^IZQQMZ\ _]ZLMV% ]U LMZMV 

5QVNT][[ b] ]V\MZ[]KPMV' FMZ_MVLM\ _QZL LIJMQ MQVM "<IaMZKISM"&7MWUM\ZQM% JMQ LMZ LI[ OMW\PMZUQ[KPM 

BM[MZ^WQZ ^WV b_MQ OMZQVO L]ZKPTc[[QOMV DWV[KPQKP\MV ]U[KPTW[[MV _QZL' 1][OIVO[X]VS\ NeZ OMWTWOQ[KPMV 

@IZIUM\MZ [QVL LQM ZMITMV GMZ\MJMZMQKPM% LQM NeZ FITIVOQVQ]U \aXQ[KP ]VL KPIZIS\MZQ[\Q[KP [QVL'

6eZ LQM 1V_MVL]VO LMZ \PMZUQ[KPMV 5VMZOQM _]ZLM MQVM 2MQ[XQMTZMOQWV QV >QMLMZ[IKP[MV I][OM_cPT\ ]VL 

IVPIVL LMZ DMUXMZI\]Z^MZ\MQT]VO QU EV\MZOZ]VL ]V\MZ[]KP\% _MTKPM @W\MV\QITM QV LMV CKPQKP\MV LM[ 

FITIVOQVQ]U[ TQMOMV ]VL _MTKPM >]\b]VO[UdOTQKPSMQ\MV MV\[XZMKPMVL LMZ L]ZKP LQM =WLMTTQMZ]VO 

JM[\c\QO\MV ZMITQ[\Q[KPMV @ZWL]S\QWV JM[\MPMV'

4I[ 5ZOMJVQ[ LMZ BM[MZ^WQZ[QU]TI\QWV bMQO\ LMV DMUXMZI\]Z^MZTI]N IV LMZ 6dZLMZ]VOJWPZ]VO [W_QM LQM 

DMUXMZI\]ZI][JZMQ\]VO QU BM[MZ^WQZ eJMZ MQVMV HMQ\ZI]U ^WV ,. :IPZMV NeZ ^MZ[KPQMLMVM BM[MZ^WQZ[bMVIZQMV' 

4Ib] _MZLMV DQMNM% @WZW[Q\c\ ]VL @MZUMIJQTQ\c\ ^IZQQMZ\% ]U NM[\b][\MTTMV% ]V\MZ _MTKPMZ 

4]JTM\\MVSWViO]ZI\QWV ]VL BM[MZ^WQZXIZIUM\MZV MQVM [\IJQTM @ZWL]S\QWV OMOMJMV Q[\' 4IZeJMZ PQVI][ TQMNMZ\ 

LQM CMV[Q\Q^Q\c\[IVITa[M BeKS[KPTe[[M LIZeJMZ% _MTKPM @IZIUM\MZ LMV OZdf\MV 5QVNT][[ I]N LQM PaLZW\PMZUITM 

@ZWL]S\QWV PIJMV=

B:*%#':'A#)%6 D$'.#5#.% D$- M:'* ;$5T(:-- :( \F=Fe=GFGF

,'*%T'N2#'f >'= X&')*%):- 9':-7#* CMQ[H

a8#)%T'N2#')-f ?'$2= >'= ^-.: L= B$#+1 CM^K"g"KQH

9#%'#0#'f >'= @&$'*%#- K.#(:' CM^K"H6 >'= V$A#'%$ ?)#':0

CM9,"H6 >'= ;$52.:-. ;)'%& CM9,"H

Masterarbeit von Lars Wolpmann
Institut für Geologie, Naturwissenschaftliche Fakultät, Leibniz Universität Hannover

4QM[M =I[\MZIZJMQ\ bMQO\% LI[[ LQM [\IJQTM @ZWL]S\QWV ^WV OMW\PMZUQ[KPMZ 5VMZOQM eJMZ MQVMV HMQ\ZI]U ^WV ,. 

:IPZMV ]V\MZ LMV NeZ LQM 7M[\MQVM LM[ FITIVOQVQ]U[ \aXQ[KPMV TQ\PWTWOQ[KPMV 5QOMV[KPIN\MV ]V\MZ JM[\QUU\MV 

FWZI][[M\b]VOMV UdOTQKP Q[\' 4QM 2M\ZQMJ[LI]MZ MQVMZ PaLZW\PMZUITMV 4]JTM\\M _QZL XZQUcZ ^WV \MKPVQ[KPMV 

@IZIUM\MZV _QM 4]JTM\\MVIJ[\IVL% 6TQM[[ZI\M ]VL 9VRMS\QWV[\MUXMZI\]Z JMMQVNT][[\' CMS]VLcZ _QZL LQM 

2M\ZQMJ[bMQ\ L]ZKP LQM BM[MZ^WQZXIZIUM\MZ OM[\M]MZ\% _WJMQ LQM BM[MZ^WQZXIZIUM\MZ MZUdOTQKPMV% LI[[ MQVM 

PaLZW\PMZUITM @ZWL]S\QWV eJMZPI]X\ QV I][ZMQKPMVLMZ A]IV\Q\c\ [\I\\iVLMV SIVV' 8WPM 6dZLMZ&]VL 

9VRMS\QWV[ZI\MV QV ;WUJQVI\QWV UQ\ MQVMZ OMZQVOMV BM[MZ^WQZUcKP\QOSMQ\% @WZW[Q\c\ ]VL @MZUMIJQTQ\c\ [QVL NeZ 

MQVM TIVONZQ[\QOM 2M_QZ\[KPIN\]VO LM[ BM[MZ^WQZ[ VQKP\ OMMQOVM\' 4IZeJMZ PQVI][ [QVL NeZ LQM VIKPPIT\QOM 

2M_QZ\[KPIN\]VO LM[ BM[MZ^WQZ[ 4]JTM\\MVIJ[\cVLM ^WV *+))&*.)) U b] JM^WZb]OMV'

2I[QMZMVL I]N LMV 8WZQbWV\\MUXMZI\]ZMV LM[ FITIVOVQ]U[% TQMO\ LQM \PMZUQ[KPM <MQ[\]VO% LQM MQVM 

PaLZW\PMZUITM 4]JTM\\M ]V\MZ SWV[MZ^I\Q^MV ]VL WX\QUQ[\Q[KPMV @ZWL]S\QWV[& ]VL BM[MZ^WQZXIZIUM\MZV 

MZZMQKPMV SdVV\M% b_Q[KPMV )%0 ]VL /%- =G' 4I[ OZdf\M @W\MV\QIT LMZ =Q\\MT\QMNMV 7MW\PMZUQM QV 

>QMLMZ[IKP[MV TQMO\ [WUQ\ QV LMZ 1V_MVL]VO NeZ QVL][\ZQMTTM @ZWbM[[M QU >QMLMZ\MUXMZI\]ZJMZMQKP QV 

7MJQM\MV UQ\ MZPdP\MZ 2M^dTSMZ]VO[LQKP\M NeZ LQM SWUU]VITM GcZU^MZ[WZO]VO ]VL QV LMZ 1V_MVL]VO NeZ 

LMV 7M_cKP[PI][OIZ\MVJI]'

Schematische Darstellung der Modellgeometrie einer hydrothermalen
Dublette im Tiefenintervall von 500 m.

Temperaturverteilung der Topflächen des Valanginium vertreten durch
den Bentheim Sandstein in der Modellregion Emsland/Grafschaft
Bentheim aus GeotIS (2020).

Schematischer Aufbau einer hydrothermalen
Dublette mit Temperaturanhebung durch eine
Wärmepumpe und einer Kaskadennutzung von
Wärmeabnehmer A und B, verändert nach Stober
et al. (2011).

Darstellung der mesozoischen Hauptreservoire im NDB nach Franz und Wolfgramm (2019) und Feldrappe et al.
(2008) (links); Übersichtsdarstellung der Verbreitung explorationsrelevanter Sandsteine des Valanginium in
Niedersachsen, verändert aus Pierau et al. (2020) auf Basis von Schott (1969), mit Fokus auf den Bentheim
Sandstein, Dichotomiten Sandstein und Hauptsandstein.

Ergebnisse der Sensitivitätsanalyse, zuzu erkennen ist die Temperaturänderung anan der Förderbohrung für verschiedene Parameterszenarien über den
Modellierungszeitraum von 3535 Jahren
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TeTempmperaturverteilung in der Tiefe 1000 m über einen Zeitraraum von 30 Jahren in den Zeitschritten von 1
a, 1, 10 a, 20 a, 3, 30 a mit Förderraraten von 15 l/s/s, 3, 35 l5 l/s und 50 l/s bei ei einer Rr Reservoirmächtigkeit von 3n 35 m5 m.

TeTemperaraturvertrteilung im Reservoir wr wähährend einer
Betriebsdauauer von 3n 35 J5 Jahren, mit thermiscschem Durcrchbrucuch
und ohne thermischen Dn Durcrchbruchch.

(Rechts) Schematischer Schnitt durch das Norddeutsche Becken verändert nach
Knopf (2011) mit Darstellung des Dual-Play-Konzeptes. Das Dual-Play-Konzept
beschreibt die duale Nutzung einer Kohlenwasserstoffbohrung während oder nach
der Produktion von Kohlenwasserstoffen für die anschließende
Weiterverwendung für den Betrieb einer geothermischen Anlage.

Durchschnittliche Pe Prozesstemperaraturen für Balneologie, Lanandwirtschaft,
HaHaususenergieversrsorgrgung und Id Indndustririe ie im Niedririgtemperaraturbereich, mit
Ergrgänzung dg des zu erwrwartrtenden Temperaraturbereichs ds der Mitteltiefefen
Geothermie auf Bf Basis von Blesl et al. (2009), e, ergrgänzt mit Hurter ur undnd
ScSchellschchmidt (t (2003) und Lassacher et al. (2018).
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Bitte um Unterrichtung 

 

 

Sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende,  

 

hiermit beantrage ich im Namen der CDU-Fraktion eine mündliche Unterrichtung durch die 

Landesregierung im Ausschuss für Umwelt, Energie und Klimaschutz zur Teilprivilegierung 

von Vorhaben zur Nutzung solarer Strahlungsenergie längs von Autobahnen und Hauptschie-

nenwegen nach § 35 Abs. 1 Ziff. 8 Baugesetzbuch. 

 

Begründung: 

Am 30.11.2022 hat der Bundestag mit Mehrheit dem „Entwurf eines Gesetzes zur sofortigen 

Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im Städtebaurecht“ 

zugestimmt. U.a. wurde in § 35 Abs. 1 Nr. 8 Baugesetzbuch eine Regelung aufgenommen, 

nach der Freiflächen-Photovoltaikanlagen auf einer Fläche längs von Autobahnen und Schie-

nenwegen des übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allgemeinen Eisenbahngeset-

zes mit mindestens zwei Hauptgleisen und in einer Entfernung von bis zu 200 Metern privile-

giert errichtet werden können (sog. eingeschränkte Außenbereichsprivilegierung). 

Viele kommunale Planungsträger sind sich seither unsicher, wie stark sich die vom Bundes-

gesetzgeber eingeführte eingeschränkte Außenbereichsprivilegierung von Freiflächen-Photo-

voltaikanlagen längs von Autobahnen und Hauptschienenwegen gegen die örtliche Flächen-

nutzungs- und Bauleitplanung durchsetzen kann. U.a. stellt sich in vielen ländlichen Räumen 

die Frage, wie die eingeschränkte Außenbereichsprivilegierung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8 Bau-

gesetzbuch im Verhältnis zu den Vorbehaltsflächen Landwirtschaft, die in vielen Regionalen 

Raumordnungsprogrammen festgelegt sind, raumordnerisch zu gewichten ist und ob ge-
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plante Freiflächen-Photovoltaikanlagen längs von Autobahnen und Hauptschienenwegen da-

her weiterhin Bauleitverfahren einschließlich Änderung des jeweiligen Regionalen Raumord-

nungsprogramms erfordern. 

Ich bitte die Landesregierung um eine Unterrichtung zu den offenen Rechtsfragen betreffend 

die regionale Raumordnung und das Bauplanungsrecht rund um die eingeschränkte Außen-

bereichsprivilegierung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Mir ist bewusst, dass die Lan-

desregierung in ihrer Antwort auf meine Kleine Anfrage zu dieser Thematik (Drs. 19/598 und 

19/962) dazu erste Einschätzungen abgegeben hat. Trotzdem sind speziell mit Blick auf die 

eingeschränkte Außenbereichsprivilegierung noch viele Fragen offen, um deren Beantwor-

tung ich die Landesregierung im AfUEuK bitte. 

In der Unterrichtung bitte ich auch um eine Einschätzung dazu, wie viele Flächen in Nieder-

sachsen derzeit für die privilegierte Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Frage 

kommen; in ihrer Antwort auf meine Kleine Anfrage Drs. 19/598 sah sich die Landesregierung 

dazu noch nicht in der Lage. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

André Hüttemeyer MdL 
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